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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. was sie im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie unternommen hat, um eine
„neue Nachhaltigkeitsstrategie als Querschnittsaufgabe mit klaren und nach-
prüfbaren Zielen“ zu implementieren;

2. welche Instrumente sie einsetzt, um „neue Gesetze, Richtlinien und (Förder-)
Programme des Landes einem systematischen Nachhaltigkeitscheck“ zu unter-
ziehen;

3. welche inhaltlichen und programmatischen Schwerpunkte sie sich beim Thema
Umwelt- und Energiepolitik im Bereich Nachhaltigkeit gesetzt hat und wie der
Stand der Umsetzung dazu ist;

4. welche aktuellen und künftigen Ziele sie im Themenfeld Umwelt- und Energie-
politik im Bereich Nachhaltigkeit verfolgt und mit welchen Maßnahmen sie die
oben genannten Ziele erreichen will;

5. wie sie die Umsetzung der Ziele im Bereich nachhaltige Umwelt- und Energie-
politik in der Exekutive und den nachgeordneten Behörden initiiert, unterstützt
und für deren dauerhafte Implementierung als Querschnittsthema sorgt sowie
deren regelmäßige Evaluation sicherstellt;

6. welche Chancen und Herausforderungen einer nachhaltigen Umwelt- und Ener-
giepolitik sie für die Bürgerschaft, Verbände, Kommunen und Wirtschaft sieht
und wie sie die Zivilgesellschaft an der Nachhaltigkeitsstrategie beteiligt;

Antrag

der Fraktion GRÜNE

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Nachhaltigkeitsstrategie; Nachhaltigkeit in der Umwelt- und
Energiepolitik des Landes

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
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7. inwiefern sie aktuelle Entwicklungen auf europäischer, Bundes- und kommu-
naler Ebene im Bereich Nachhaltigkeitspolitik sowie nachhaltiger Umwelt-
und Energiepolitik aufgreift und auf den entsprechenden Ebenen weiterbear-
beitet;

8. welche Erfahrungen sie mit der „Wirtschaftsinitiative WIN“ gemacht hat;

9. welche Projekte und Maßnahmen sie im Bereich der „Kommunalen Initiative
Nachhaltigkeit“ angestoßen hat und welche Resonanz diese bei den Kommu-
nen finden;

10. inwiefern sie jüngere Menschen für das Thema Nachhaltigkeit sensibilisieren
will.

16. 07. 2015

Sitzmann, Raufelder 

und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Nachhaltigkeit soll zum Markenzeichen von Baden-Württemberg werden. Um
dieses Ziel zu erreichen, wurde die Nachhaltigkeitsstrategie der Landesregierung
neu ausgerichtet. Hierbei wurden konkrete Ziele formuliert und Schwerpunkte ge-
setzt. Mit diesem Antrag soll eine erste Bilanz über Nachhaltigkeit in der Um-
welt- und Energiepolitik des Landes gezogen werden.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 17. August 2015 Nr. 21-8809.01-01/63 nimmt das Ministeri-
um für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, dem Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport sowie dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. was sie im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie unternommen hat, um eine
„neue Nachhaltigkeitsstrategie als Querschnittsaufgabe mit klaren und nach-
prüfbaren Zielen“ zu implementieren;

Im Jahr 2011 hat sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt, die Nachhaltigkeits-
strategie neu auszurichten, mit klaren und nachprüfbaren Zielen zu versehen und
Nachhaltigkeit zum zentralen Entscheidungskriterium des Regierungs- und Ver-
waltungshandelns zu machen. Klare Zielvorgabe war dabei, in möglichst allen
Ministerien eigene Nachhaltigkeitsprozesse anzustoßen. Der Nachhaltigkeitsstra-
tegie kommt insoweit eine zentrale Unterstützungs- und Kommunikationsverant-
wortung für alle Ministerien zu.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Grundlage ist ein umfassendes Nachhaltigkeitsverständnis, in dem die ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Belange gleichermaßen behandelt werden. Für
die Landesregierung handelt es sich bei der Nachhaltigkeitsstrategie nicht um eine
Umweltoffensive. Nachhaltige Entwicklung muss in allen Themenbereichen ge-
währleistet werden. Die Belastbarkeit der Erde und der Natur sowie die Endlich-
keit der Ressourcen setzen jedoch unüberwindliche Grenzen.

Das abstrakte Leitbild nachhaltiger Entwicklung kann jedoch nur dann als Richt-
schnur für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft dienen, wenn es konkretisiert, fo-
kussiert und hinsichtlich der Zielerreichung überprüfbar gemacht wird. Deshalb
wurde eine neue konzeptionelle Grundlage mit klaren und nachprüfbaren Zielen
entwickelt. Die konkreten Ziele wurden in einem umfassenden Zieleprozess der
Landesregierung unter Einbeziehung der betroffenen gesellschaftlichen Gruppen,
die im neu geschaffenen Beirat der Landesregierung für nachhaltige Entwicklung
vertreten sind, festgelegt. Sie können unter dem Link http://www.nachhaltigkeits-
strategie.de/fileadmin/Downloads/informieren/projekte/Bericht_Zielsetzung_und-
Steuerung.pdf heruntergeladen werden. 

Der bis 2011 unternommene Versuch, alle inhaltlichen Schattierungen in gleicher
Tiefe abzubilden, führte teilweise zu Konturlosigkeit und Unschärfe. Im Rahmen
der Neuausrichtung der Nachhaltigkeitsstrategie wurde daher eine Schwerpunkt-
setzung auf besonders wichtige Themen vorgenommen. Dies sind die Themenbe-
reiche „Energie und Klima“, „Ressourcen (Rohstoffe, Fläche, Biodiversität)“,
„Bildung für nachhaltige Entwicklung“, „Integration“, „Mobilität“ sowie darüber
hinaus die „Vorbildwirkung der Landesregierung“. Für die Schwerpunktthemen
werden Aktionsprogramme aufgesetzt, mit denen konkrete und für das Land be-
deutende Fragen aufgegriffen werden, um unter Einbezug der gesellschaftlichen
Akteure und verschiedener Ressorts tragfähige Lösungen zu erarbeiten.

Darüber hinaus werden einige Akteursgruppen zusätzlich in Initiativen eingebun-
den. In der „Wirtschaftsinitiative Nachhaltigkeit“ übernehmen Unternehmen und
Verbände Verantwortung für Nachhaltigkeit und entwickeln branchenübergrei-
fend Ideen für einen nachhaltigen Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg. Mit
der „Jugendinitiative Nachhaltigkeit“ werden Entscheidungsträger von Morgen
gezielt an der Debatte um nachhaltige Entwicklung beteiligt. Und schließlich ver-
stärkt die „Kommunale Initiative Nachhaltigkeit“ eine vertikale Vernetzung der
kommunalen Aktivitäten mit den Landesaktivitäten im Bereich der genannten
Schwerpunktthemen.

Weil sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt hat, die Rolle der Wissenschaft
für eine nachhaltige Entwicklung zu stärken, hat sie 2012 den Strategieprozess
„Wissenschaft für Nachhaltigkeit“ ins Leben gerufen. Hierfür wurde eine unab-
hängige Expertengruppe einberufen, die eine Bestandsaufnahme des baden-würt-
tembergischen Wissenschaftssystems vornahm und Empfehlungen ausarbeitete.
In Folge wurden bereits verschiedene Förderlinien aufgesetzt, von denen zwei ex-
plizit auf das zentrale Instrument innovativer Nachhaltigkeitsforschung, das soge-
nannte „Reallabor“, ausgerichtet sind, während weitere Programme eine Unter-
stützung der freien Institute in der transdisziplinären Nachhaltigkeitsforschung
sowie deren verstärkte Kooperation mit Universitäten durch Brückenprofessuren
zum Ziel haben. Im Übrigen wird auf entsprechende Berichte an den Landtag ver-
wiesen (Drs. 15/7179, Drs. 15/6682, Drs. 15/6504).

Die wesentlichen Elemente des Gesamtprozesses sind in folgender Graphik dar-
gestellt:
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Zur Steuerung des Gesamtprozesses im Sinne einer Ministerien-übergreifenden
Querschnittsaufgabe ist darüber hinaus ein Managementsystem eingerichtet wor-
den. Neben dem Nachhaltigkeitscheck (s. hierzu Ziffer 2) besteht dieses aus ei-
nem aus zwei Säulen bestehenden Berichtssystem: dem Indikatorenbericht und
den Nachhaltigkeitsberichten der Ministerien. Diese Berichte erscheinen in regel-
mäßigen Abständen. Damit wird der Prozess überprüfbar und zugleich wird ein
kontinuierlicher Verbesserungsprozess angestoßen. Nach umfangreichen Vorar-
beiten konnte der Prozess bereits auf allen Ebenen gestartet werden. Die Landes-
regierung wurde in diesem Prozess vom Beirat für nachhaltige Entwicklung un-
terstützt. Einen Überblick über die Instrumente gibt die folgende Übersicht:

Das Steuerungssystem besteht aus zwei Säulen. Als erste Säule veröffentlicht die
Landesregierung alle zwei Jahre einen Indikatorenbericht, der die Entwicklung
zentraler Nachhaltigkeitsindikatoren beschreibt und eine Aussage über den Status
quo nachhaltiger Entwicklung im Land ermöglicht. Zugleich ermöglicht er ein
langfristiges Monitoring klassischer Kennzahlen und ist vertikal vernetzt mit dem
Indikatorenbericht der Bundesregierung und den von der Landesregierung erar-
beiteten und mit den kommunalen Spitzenverbänden abgestimmten Indikatoren
im kommunalen Bereich. Der nächste Bericht wird turnusgemäß 2016 erscheinen.
Er wird von der Geschäftsstelle der Nachhaltigkeitsstrategie im Umweltministeri-
um verantwortet.

Die zweite Säule der Berichterstattung besteht in der Veröffentlichung von Nach-
haltigkeitsberichten durch die Ressorts. Die Berichte sind einheitlich aufgebaut.
Es geht um die nachhaltige Politik des jeweiligen Ministeriums und das nachhal -
tige Handeln im Ministerium selbst. Nach einem umfangreichen politischen Zie-
leprozess und der Bearbeitung der Berichte in den einzelnen Ressorts wurden die
Nachhaltigkeitsberichte 2015 im Internet veröffentlicht. Sie befinden sich im
Internet unter http://www.nachhaltigkeitsstrategie.de/informieren/landesver-
waltung/nachhaltigkeitsberichte.html.
Die Nachhaltigkeitsberichte der Ressorts erscheinen ein Mal pro Legislaturperi-
ode. Die nächsten Berichte sollen 2018/2019 erscheinen.

In den Nachhaltigkeitsberichten erläutern die Ministerien eigenverantwortlich ih-
re Ziele einer nachhaltigen Entwicklung und stellen ausgewählte Maßnahmen zur
Erreichung dieser Ziele vor. Dabei geht es um den Beitrag der Fachpolitik zu ei-
ner nachhaltigen Entwicklung im Land. Strukturiert durch die Leitsätze der Lan-
desregierung, die im Rahmen des politischen Zieleprozesses entwickelt wurden,
werden in den Nachhaltigkeitsberichten die für das jeweilige Ministerium beson-
ders relevanten Nachhaltigkeitsziele aufgeführt und es wird über die gewählten
Maßnahmen und die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Ziele berichtet. Darü-
ber hinaus enthalten die Nachhaltigkeitsberichte Informationen über die Nachhal-
tigkeit in der Organisation, wie etwa Zahlen und Fakten zum Strom- oder Wasser-
verbrauch, Angebote für Mitarbeiter zur Teilzeit- und Telearbeit, Fortbildungsan-
gebote oder das Verhältnis von Frauen und Männern in Führungspositionen. In ei-

Nachhaltigkeitsprüfungen

Operative Ziele & 
Maßnahmen (Kennzahlen)

Nachhaltigkeits-
berichte der Ressorts

Indikatorenbericht

Nachhaltigkeit in der  
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Strategische Ziele
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Zweck Inhalte Berichte

Langfristiges 
Monitoring

Reporting über Ziele 
und laufende
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Landesregierung

Statusindikatoren einer  
nachh.Entwicklung in BW
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nem weiteren Kapitel werden die im Ressort durchgeführten Nachhaltigkeits -
checks dargelegt und die Ergebnisse beschrieben. Mit Hilfe der Nachhaltigkeits-
berichte der Ressorts werden die Ziele messbar und überprüfbar gemacht.

Mit der Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten und Nachhaltigkeitschecks nimmt
Baden-Württemberg eine Vorreiterrolle in Deutschland wahr.

2. welche Instrumente sie einsetzt, um „neue Gesetze, Richtlinien und (Förder-) Pro-
gramme des Landes einem systematischen Nachhaltigkeitscheck“ zu unterziehen;

Der Nachhaltigkeitscheck ist ein wichtiges Instrument der Politikfolgenabschät-
zung. Seit 2011 ist die sogenannte Nachhaltigkeitsprüfung (NHP) für Gesetze,
Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften und Kabinettsvorlagen in der Ver-
waltungsvorschrift zur Erarbeitung von Regelungen (VwV-Regelungen) veran-
kert. Im Rahmen der Überarbeitung der VwV-Regelungen wurde die bisherige
Nachhaltigkeitsprüfung in einer interministeriellen Arbeitsgruppe zu einem Nach-
haltigkeitscheck weiterentwickelt und an das neue Gliederungssystem der Nach-
haltigkeitsstrategie angepasst. Der weiterentwickelte Nachhaltigkeitscheck wurde
als Teil der VwV-Regelungen wirksam, die am 9. Juni 2015 im Ministerrat be-
schlossen worden ist, und weist eine stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit und
damit eine größere Ressortunabhängigkeit auf.

Der Nachhaltigkeitscheck beleuchtet die ökonomischen, ökologischen und sozia-
len Auswirkungen der Vorhaben umfassend. Die neuen Regelungen enthalten in-
haltliche und formale Vorgaben, die in Bezug auf die Durchführung des neuen
Nachhaltigkeitschecks einzuhalten sind. Damit soll eine größere Transparenz des
Prozesses und dadurch eine höhere Qualitätssicherung gewährleistet werden. Dies
wird durch die Veröffentlichung der Prüfergebnisse im Internet und in den Nach-
haltigkeitsberichten der Ministerien realisiert.

Damit der Begriff der nachhaltigen Entwicklung und des Nachhaltigkeitschecks
handhabbar gemacht wird, wurden folgende Cluster entwickelt, auf deren Grund-
lage der Check erfolgt:

1)    Mensch und Gesellschaft

2)    Gesundheit und Ernährung

3)    Arbeit und Beschäftigung

4)    Wirtschaft und Konsum

5)    Bildung und Forschung

6)    Natur und Umwelt

7)    Energie und Klima

8)    Verkehr und Mobilität

9)    Öffentliche Haushalte, Justiz und Verwaltung

10)  Globalisierung und internationale Verantwortung

11)  Sonstige Auswirkungen

In einem ersten Arbeitsschritt werden auf der Grundlage einer kursorischen Prü-
fung die Zielbereiche identifiziert, bei denen Auswirkungen des Vorhabens zu er-
warten sind. Diese sind in einem weiteren Arbeitsschritt anhand der Cluster näher
zu prüfen. Die Ergebnisse der Regelfolgenabschätzung und des Nachhaltigkeits -
checks sind schriftlich darzustellen. Das Verfahren gestaltet sich wie folgt:
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Bisher wurden zwei Gesetzesentwürfe vom Umweltministerium gefertigt, die ei-
ner ausführlichen NHP unterzogen wurden. Beim Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg und beim Wassergesetz Baden-Württemberg wurde die NHP so-
wohl im Vorblatt als auch im allgemeinen Teil der Begründung zum Gesetzesent-
wurf dokumentiert. Die NHP war jeweils auch Gegenstand der Kabinettsvorla-
gen, mit denen die Gesetzesentwürfe zur Anhörung beraten und freigegeben wur-
den. Die anhand der Anhörungsergebnisse ggf. angepassten Aussagen zur NHP
wurden in die Kabinettsvorlage zum Beschluss über die Zuleitung der Gesetzes-
entwürfe an den Landtag integriert. 

Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sind genau wie Gesetze vom
Geltungsbereich der VwV-Regelungen erfasst und somit auch einer NHP bzw. ei-
nem Nachhaltigkeitscheck zu unterziehen. Für die vom UM erlassenen Verwal-
tungsvorschriften wurde keine NHP durchgeführt, da diese nach der VwV-Rege-
lungen nicht erforderlich war.

Die VwV-Regelungen sieht den Nachhaltigkeitscheck zudem auch für wichtige
strategische Vorhaben vor, die im Kabinett beraten und beschlossen werden.

Letztlich werden mit Hilfe des Checks die drei Kriterien der Nachhaltigkeit greif-
bar und konkret. Verwaltungshandeln soll vorausschauend und verhältnismäßig
sein. Dazu gehört auch, dass Ressourcenverbrauch und Auswirkungen staatlichen
Handelns sorgfältig überdacht werden.

3. welche inhaltlichen und programmatischen Schwerpunkte sie sich beim Thema
Umwelt- und Energiepolitik im Bereich Nachhaltigkeit gesetzt hat und wie der
Stand der Umsetzung dazu ist;

Die Nachhaltigkeitsstrategie zielt darauf ab, die Prinzipien einer nachhaltigen
Entwicklung zu einem festen, integrativen Bestandteil des Regierungs- und Ver-
waltungshandelns aller Ministerien zu machen. Dementsprechend ist vorgesehen,
dass Umsetzungsmaßnahmen im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie von den
zuständigen Ministerien in eigener Verantwortung durchgeführt werden. In Folge
der mit Kabinettsbeschluss vom 13. Dezember 2011 neu aufgelegten Nachhaltig-
keitsstrategie wurden dabei insgesamt fünf Schwerpunktbereiche festgelegt, die
mindestens teilweise auch in den großen Themenbereich der Umwelt- und Ener-
giepolitik des Landes fallen. Der Beirat der Landesregierung für nachhaltige Ent-
wicklung hat diese Schwerpunktbereiche bestätigt:
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1)   Energie und Klima

2)   Ressourcen bezogen auf Rohstoffe, Fläche, Biodiversität

3)   Bildung für nachhaltige Entwicklung

4)   Integration

5)   Mobilität

In diesen Schwerpunktbereichen wurden im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie
Baden-Württemberg Maßnahmen angestoßen und umgesetzt. Im Folgenden berich-
tet das Umweltministerium über die Aktivitäten, die in den Themenbereich Um-
welt- und Energiepolitik fallen. Im Übrigen wird auf die Berichte der jeweils zu-
ständigen Ministerien an den Landtag (STM, Drs.: 15/6747; MLR, Drs.: 15/6941;
MWK, Drs.: 15/7179) und andere Äußerungen der jeweils zuständigen Ministerien
verwiesen.

1) Schwerpunkt Energie und Klima

Durch das Klimaschutzgesetz wurde das Konzept einer klimaneutralen Landes-
verwaltung verbindlich angestoßen. Demnach kommt der öffentlichen Hand beim
Klimaschutz in ihrem Organisationsbereich eine allgemeine Vorbildfunktion zu
(Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg, § 7). Das Land hat sich dabei zum Ziel
gesetzt, bereits bis zum Jahr 2040 die Landesverwaltung weitgehend klimaneutral
zu organisieren. Um hierfür einen Ausgangspunkt zu setzen und mögliche Schrit-
te zur Erreichung der Klimaneutralität aufzuzeigen, hat die Landesregierung am
8. April 2014 ein Konzept einer klimaneutralen Landesverwaltung einschließlich
einer CO2-Startbilanz beschlossen. Die Landesregierung legt dem Landtag alle
drei Jahre einen Gesamtbericht zu dem bis dahin erreichten Stand der Umsetzung
vor. Außerdem sollen gemäß § 7 Abs. 5 des Klimaschutzgesetzes die Förderpro-
gramme des Landes für den kommunalen Hochbau den Grundsätzen des nachhal-
tigen Bauens Rechnung tragen. Diese Anforderungen wurden für Neubauvorha-
ben bereits in die Förderrichtlinien für die kommunalen Sportstätten und die
Schulbauförderung sowie im Klimaschutz-Plus-Programm aufgenommen (vgl.
hierzu Ziffer 2).

Die Idee zum Projekt „Leitstern Energieeffizienz“ entstand im Frühjahr 2013 in
der Arbeitsgruppe „Energie und Klima“ des Nachhaltigkeitsbeirats der Landesre-
gierung. In enger Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden wurde im
Herbst 2013 ein Konzept ausgearbeitet. Daraufhin wurde vom Zentrum für Son-
nenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) ein landes-
weiter Wettbewerb konzipiert, in dessen Rahmen der energieeffizienteste Kreis
ausgezeichnet werden sollte. Dabei geht es nicht nur um Daten zum Energiever-
brauch oder konkrete Effizienzmaßnahmen, sondern auch um deren dynamische
Veränderung sowie um Aspekte wie Beratung, Information, Netzwerke und vieles
mehr. Schwerpunkt im ersten Jahr war der Bereich Wärme, 2015 kommt nun der
Strombereich hinzu sowie die dynamische Betrachtung im Bereich Wärme.

Die Auswertung erfolgt anhand vorher festgelegten Bewertungskriterien und Ge-
wichtungsschlüsseln und führt zu einem Ranking unter den Teilnehmern. Beson-
ders berücksichtigt wird dabei, dass auch bisher weniger engagierte Kreise die
Chance haben, beim Wettbewerb gut abzuschneiden, um damit ggf. Verbesse-
rungsprozesse anzustoßen. Bei der erstmaligen Auslobung 2014 haben von den
insgesamt 44 Kreisen im Land 6 Stadt- und 18 Landkreise teilgenommen, 2015
werden voraussichtlich 20 Kreise teilnehmen, davon 5 neue. Die Gewinner wer-
den bei einer Preisverleihung gewürdigt und die Wettbewerbsergebnisse im Inter-
net auf der Website https://um.baden-wuerttemberg.de/index.php?id=9516 veröf-
fentlicht. 

Für die erstmalige Teilnahme beim Leitstern Energieeffizienz können die Stadt- und
Landkreise eine Festbetragsförderung im Klimaschutz-Plus-Programm beantragen. 

Die Auslobung eines Azubiwettbewerbs „Energieeffizienz am Arbeitsplatz“ wur-
de im Rahmen der Arbeitsgruppe „Energie und Klima“ des Nachhaltigkeitsbeirats
der Landesregierung im Sommer 2013 vom Verband der Chemischen Industrie
(VCI) vorgeschlagen und anschließend ausgearbeitet. Am 12. Oktober 2013 emp-
fahl der Nachhaltigkeitsbeirat dieses Projekt zur Umsetzung.
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Der VCI hat in der Folge unter dem Motto „deltaE“ in Kooperation mit dem Um-
weltministerium bei seinen Mitgliedsunternehmen einen Azubi-Wettbewerb aus-
geschrieben. Insbesondere die junge Generation sollte hinsichtlich der Themen
Energieeffizienz und Energieeinsparung sensibilisiert und geschult werden. Zu-
dem sollten Aktionen im Betrieb initiiert und konkrete Energieeffizienzmaßnah-
men angeregt werden. Eine vorgeschaltete Schulungs- und Infoveranstaltung in
Baden-Baden am 5. Dezember 2013 wurde von 100 Azubis aus 30 Unternehmen
besucht.

Der Wettbewerb lief bis Ende Juni 2014, die Preisverleihung fand im Rahmen des
Ressourceneffizienzkongresses in Karlsruhe im September 2014 statt. Die
Preisträger und weitere Informationen finden sich unter http://www.chemie.com/
energieeffizienz/energieeffizienz-artikel/article/ideenwettbewerb-zu-energieeffizi-
enz-deltae-projekte-durch-ministerpraesident-ausgezeichnet.html.
Der VCI wird den Wettbewerb voraussichtlich 2016 erneut durchführen. Konzept
und Unterlagen zur Umsetzung des Azubi-Wettbewerbs stehen auch anderen
Branchen zur Verfügung. Inzwischen gibt es einen Bundeswettbewerb zu innova-
tiven Azubi-Projekten in Unternehmen zum Thema Energieeffizienz und Nach-
haltigkeit.

Als drittes Projekt hat die Arbeitsgruppe „Energie und Klima“ des Beirats der
Landesregierung für nachhaltige Entwicklung das Aktionsprogramm „Energieef-
fizienzregion Biosphärengebiet Schwäbische Alb“ entwickelt. Der BUND hat in
Abstimmung mit dem Umweltministerium einen Projektantrag vorgelegt, der
durch das Umweltministerium genehmigt wurde. Die Besetzung einer „Koor -
dinierungsstelle Energieeffizienz“, die in Münsingen in enger Zusammenarbeit
mit der Geschäftsstelle des Biosphärengebiets die Arbeit aufgenommen hat, er-
folgte am 1. September 2014. Das Projekt endet zum 31. August 2017.

Am Beispiel der Pilotregion soll erprobt und aufgezeigt werden, wie eine gesamte
Region sich auf den Weg machen und eine besonders hohe Energieeffizienz er -
reichen kann. Es sollen fundierte Erkenntnisse gewonnen werden, wie geeignete
Maßnahmen und Rahmenbedingungen aussehen, welche Prozesse ablaufen und
welche Akteure entscheidend sind. Diese Erkenntnisse soll eine projektbegleiten-
de Wirkungsanalyse (Evaluierung) liefern, mit der das ifeu beauftragt wurde. 

Derzeit befindet sich eine Vielzahl vorgesehener Aktionen im Abstimmungsstadi-
um. Im März 2015 konnte bereits mit der Umsetzung der ersten Maßnahmen be-
gonnen werden:

•   Veranstaltungsreihe jeweils mit Besichtigungen von besonders energieeffizien-
ten Gebäuden/Unternehmen zusammen mit regionalen Akteuren: März bis Juni
2015

•   Freischaltung der Website www.energieeffizienzregion-alb.de
•   1. Sitzung Projektbeirat am 13. April 2015 in Münsingen

•   Suche von zunächst fünf Kommunen zur Durchführung einer Energiekarawane
(aufsuchende Energieberatung privater Haushalte), Ziel ist Start nach der Som-
merpause in den Gemeinden

•   Energieeffizienztische in Urach, Münsingen, Dettingen (zus. mit IHK-RT), je-
weils erste Termine haben stattgefunden

•   wenn möglich zusätzlich Energieeffizienztisch Landwirtschaft

•   Pressemitteilungen und PR-Artikel

•   Verleih von Strommessgeräten

Ein weiterer Baustein in der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes ist die Landes-
strategie Green IT 2020, mit dem Ziel, den Energie- und Ressourcenverbrauch in
der Verwaltung mit und durch IT zu senken. In Baden-Württemberg hat der Be-
reich der IT einen geschätzten Anteil von rund 30 % am gesamten Stromver-
brauch der Landesverwaltung. Die 2014 verabschiedete Landesstrategie „Green
IT 2020“ enthält in der Umsetzungsplanung organisatorische und technische
Maß nahmen, um u. a. den Energieverbrauch in der IT des Landes dauerhaft zu
senken (angestrebt: –2 %/a). Rund 100 Maßnahmen werden nicht nur zu einer
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dauerhaften Energieverbrauchsreduktion, sondern auch zu einer Verbesserung der
Ressourceneffizienz über den gesamten Lebenszyklus von IT-Komponenten von
der Beschaffung bis zur Entsorgung führen. Darüber hinaus sollen Aspekte wie
„Green durch IT“ (z. B. Substitution von Dienstreisen durch Konferenzsysteme)
aufgegriffen werden. Angelegt ist die Strategie zunächst auf sechs Jahre.

Gesteuert werden die Aktivitäten durch die beim Umweltministerium eingerichte-
te Kompetenzstelle Green IT. Sie bündelt als Fachaufgabe über eine interministe-
rielle Arbeitsgruppe vorhandenes Wissen, sorgt für den Wissenstransfer, initiiert
und begleitet Untersuchungen, Forschungs- und Implementierungsprojekte, steht
als zentrale Ansprechpartnerin zur Verfügung und überprüft die Fortschritte im
Rahmen der Strategie durch ein regelmäßiges Monitoring. 

Am 22. Juli 2015 fand am Höchstleistungsrechenzentrum der Universität Stuttgart
die Veranstaltung „Green IT, Nachhaltigkeit und Energieeffizienz bei Rechenzen-
tren und Großrechnern“ statt, deren fachliche Organisation ebenfalls durch die
Kompetenzstelle erfolgte. Weitere Veranstaltungen sind vorgesehen.

Auf nationaler Ebene ist die Kompetenzstelle Green IT bisher als Mitglied in der
Expertengruppe Ressourceneffizienz (IKT) der Allianz für nachhaltige Beschaf-
fung vernetzt. Weiterhin ist ein Vortrag für den 3. Deutschen Rechenzentrumstag
sowie die Teilnahme am nächsten Treffen des EMAS Club Europe im 3. Quartal
2015 vorgesehen.

Baden-Württemberg ist das erste Bundesland, das IKT als strategischen Ansatz
zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen einsetzt. Ein erster Zwischenbericht
über den Stand der beschriebenen Aktivitäten soll 2017 erfolgen.

2) Schwerpunkt Ressourcen

Zur Steigerung der Ressourceneffizienz und Schonung der natürlichen Ressour-
cen gründete das Umweltministerium gemeinsam mit den Spitzenverbänden der
Industrie im Land im Herbst 2013 die „Allianz für mehr Ressourceneffizienz Ba-
den-Württemberg“ und vereinbarte eine Initiative „100 Betriebe für Ressourcen -
effizienz“. Die Initiative wurde aus dem Beirat der Landesregierung für nachhalti-
ge Entwicklung heraus angeregt.

Mit der Initiative sollen 100 Unternehmen gewonnen werden, die ihre Einsparpo-
tenziale im Energie- und Materialbereich dokumentieren und erfassen. Geschehen
soll dies anhand von konkreten Projekten einschließlich Vorgehen, Umsetzung
und Erfolg der Maßnahmen sowie die Größenordnung des Einsparpotenzials. Der
Fokus liegt auf der Materialeffizienz, auch Energieeffizienz kann thematisiert
werden. Es kann auf bereits erfolgreiche Projekte zurückgegriffen werden, bei de-
nen die Unternehmen ihre Ergebnisse aktualisieren und geeignet aufbereiten. 

Die Initiative startete Ende 2014 als Forschungsprojekt eines Konsortiums aus dem
Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement (IAT) der Universität
Stuttgart, dem Institut für Industrial Ecology (INEC) der Hochschule Pforzheim und
der Umwelttechnik BW (UTBW). Bisher haben sich 42 Unternehmen beworben,
von denen 27 von einer Fachjury für die Initiative ausgewählt wurden.

Gemäß § 7 Abs. 5 Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg sollen die Förderpro-
gramme des Landes für den kommunalen Hochbau den Grundsätzen des nachhal-
tigen Bauens Rechnung tragen. Zu deren Konkretisierung entwickelte das Um-
weltministerium zehn Hauptkriterien für das nachhaltige Bauen. Diese sind als
Softwarelösung, bestehend aus Kompendium, Leitfäden und Nachweisformularen
sowie Berechnungs- und Dokumentationshilfsmitteln, seit August 2014 auf dem
Internetportal www.nbbw.de veröffentlicht. Ziel des Umweltministeriums ist es,
die breite Anwendung des Programms und damit die Berücksichtigung von Nach-
haltigkeitskriterien bereits in der Planungsphase voranzutreiben. Es geht darum,
den Anwender dafür zu sensibilisieren, Nachhaltigkeitsaspekte bei der Planung,
Ausführung und Nutzung von Gebäuden zu betrachten. Desweiteren sollen die
Kriterien den Anwender darin unterstützen, die optimale und nachhaltigste Ge-
bäudelösung zu finden und damit auch dem finanziellen Interesse der kommuna-
len Bauherren systematisch Rechnung zu tragen.

Die Nachhaltigkeitskriterien finden Anwendung, wenn und soweit sie in den jewei-
ligen Förderrichtlinien des Landes für den kommunalen Hochbau für anwendbar er-
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klärt werden. Sie sind jedoch so konzipiert, dass sie auch auf andere Hochbaumaß-
nahmen (vom Wohnungsbau bis hin zum Industriebau) außerhalb von Förderpro-
grammen vorteilhaft angewendet werden können. Als Planungshilfe steht das Pro-
gramm deshalb auch für private Bauherren auf freiwilliger Basis zur Verfügung.

Die Berücksichtigung energetischer Ressourcen erfolgt zum einen in der Herstel-
lungsphase und somit in der Ökobilanz (NAKR 1), zum anderen in der Gebäudenut-
zung mit Ermittlung des Primärenergiebedarfs (NAKR 2). Im Kriterium NAKR 3
soll die Verwendung von Holz aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern gefördert
und die Verwendung von Recyclingbeton weiter vorangebracht werden. Die anderen
Kriterien adressieren Gesundheits- und Behaglichkeits-, Kosten- sowie Qualitäts -
aspekte. Nachfolgend werden alle Nachhaltigkeitskriterien aufgelis tet:

NAKR 1    Umweltwirkungen im Lebenszyklus – Ökobilanzierung

NAKR 2    Ressourcenschonung im Hinblick auf nicht erneuerbare Energie

NAKR 3    Nachhaltige Ressourcenverwendung bei Holz- und Betonbauteilen

NAKR 4    Gesundheits- und umweltverträgliche Baustoffe

NAKR 5    Gebäudebezogene Kosten im Lebenszyklus

NAKR 6    Thermische und akustische Behaglichkeit in Innenräumen

NAKR 7    Qualität der Innenraumluft

NAKR 8    Reinigungs- und Instandhaltungsfreundlichkeit

NAKR 9    Qualität der Projektvorbereitung

NAKR 10  Qualität der Bauausführung

Das Umweltministerium unterstützt zudem mit den Förderprogrammen ECOfit
und Umweltmanagement im Konvoi Organisationen in Baden-Württemberg bei
der Verbesserung ihrer Umweltleistung und der Einführung eines Umweltmana-
gements.

ECOfit ist ein Einstiegsprogramm ins Umweltmanagement. Mehreren Organisa-
tionen (Unternehmen und Einrichtungen) wird im Rahmen von Gruppenschulun-
gen (Konvois) und individuellen Terminen vor Ort praxisorientiert Basiswissen
über die konkrete Anwendung und Umsetzung eines Umweltmanagements ver-
mittelt. Weitere Informationen hierzu finden sich unter http://um.baden-wuert-
temberg.de/de/wirtschaft/betrieblicher-umweltschutz/foerdermoeglichkeiten/foer-
derprogramm-ecofit/.
Mit dem Förderprogramm Umweltmanagement im Konvoi erhalten Organisationen
gemeinsam in Workshops und individuell vor Ort fachliche Unterstützung durch ei-
nen Umweltberater bei der Einführung eines Umweltmanagementsystems nach der
EG-Öko-Audit-Verordnung (EMAS) oder der DIN EN ISO 14 001. Kirchen und
kirchliche Einrichtungen können zudem die Förderung für die Einführung eines
kirchlichen Umweltmanagementsystems (Grüner Gockel/Grüner Hahn) erhalten.
Ziel des Förderprogramms ist die erfolgreiche Validierung bzw. Zertifizierung 
eines dieser Managementsysteme. Weitere Informationen finden sich unter
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/wirtschaft/betrieblicher-umweltschutz/foer-
dermoeglichkeiten/foerderprogramm-umweltmanagement-im-konvoi/.

3) Schwerpunkt Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) unter Berücksichti-
gung von Umweltfragen

Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie ist es, durch Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (BNE) die Gestaltungskompetenz für nachhaltige Entwicklung zu fördern.
Das heißt konkret, dass Bildung für nachhaltige Entwicklung Menschen dazu be-
fähigen soll, informierte Entscheidungen zu treffen und verantwortungsbewusst 
– zum Schutz der Umwelt, für eine bestandsfähige Wirtschaft und eine gerechte
Gesellschaft – für aktuelle und zukünftige Generationen zu handeln und dabei die
kulturelle Vielfalt zu respektieren. Es geht um einen lebenslangen Prozess, der
wesentlicher Bestandteil einer qualitätsorientierten Bildung ist. Bildung für nach-
haltige Entwicklung wird von der Landesregierung als eine ganzheitliche und
transformative Bildung verstanden.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7183

12

Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie wurden bereits eine Vielzahl an BNE-re-
levanten Projekten, Initiativen und strukturbildenden Maßnahmen durchgeführt
und gefördert. Im Bereich der schulischen Bildung arbeitet das Umweltministeri-
um eng mit dem Kultusministerium zusammen.

Herausgestellt werden soll das Programm „Schülermentoren für den Umwelt-
schutz“, das im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie von Umwelt- und Kultus -
ministerium durchgeführt wird. Jedes Jahr werden dafür insgesamt 80 engagierte
Achtklässler aus jeweils 10 öffentlichen bzw. privaten Hauptschulen, Werkreal-
schulen, Gemeinschaftsschulen, Realschulen und Gymnasien pro Regierungsbe-
zirk zugelassen. 

Des Weiteren werden im schulischen bzw. berufsschulischen Bereich zwei Pro-
jekte der MyClimate gGmbH, einer gemeinnützigen Organisation, die sich welt-
weit in hochwertigen Klimaschutzprojekten engagiert, gefördert. 

Das Projekt „Energie- und Klimapioniere“ hat zum Ziel, handlungsorientiertes
Energie- und Klimawissen zu vermitteln. Durch doppelstündige Inputlektionen an
weiterführenden Schulen (Klasse 5 bis 10) soll den Schülerinnen und Schülern
nähergebracht werden, wie sie das Klima durch eigene und konkrete Aktivitäten
schützen können. Dadurch erhalten sie die Kompetenz, ihr Konsumverhalten zu
überdenken und ihre eigenen Klimaschutzprojekte und CO2-Einsparungen zu rea-
lisieren. 

Das zweite geförderte Projekt von MyClimate ist die „Klimawerkstatt“, die Aus-
zubildende für die Themen Klimawandel und Ressourcenmanagement sensibili-
siert. Die Berufsschülerinnen und -schüler beurteilen eine konkrete ökologische
Problemstellung und entwickeln eigene Lösungsansätze. Das Projekt verknüpft
die Themen Jugend und Wirtschaft und ergänzt die im Rahmen der Nachhaltig-
keitsstrategie laufenden Initiativen Jugend und Wirtschaft. Es bietet eine Mög-
lichkeit, das Thema Klimaschutz in die Berufsschulen hineinzutragen. Im Jahr
2015 haben im fünften Durchgang des Projekts 210 Auszubildende teilgenom-
men. Insgesamt wurden 52 Projekte in 3 Kategorien eingereicht und am 6. Juli
2015 10 Preise übergeben.

Am 3. Dezember 2015 wurden im Rahmen des Symposiums „Zukunft gestalteN!
– 10 Jahre Bildung für nachhaltige Entwicklung in Baden-Württemberg“ die ver-
gangenen 10 Jahre UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ zum An-
lass genommen, um auf die zahlreichen Projekte und Initiativen zurückzublicken
und gleichzeitig neue Ideen vorzustellen sowie den Prozess der Bildungsarbeit im
Sinne der Nachhaltigen Entwicklung im Rahmen des UNESCO-Weltaktionspro-
gramms „BNE“ fortzuführen. Ein Angebot von Vorträgen, Diskussionen und Pra-
xisbeispielen informierte zum Thema Nachhaltigkeit und regte zur weiteren Aus-
einandersetzung an. 

4. welche aktuellen und künftigen Ziele sie im Themenfeld Umwelt- und Energie-
politik im Bereich Nachhaltigkeit verfolgt und mit welchen Maßnahmen sie die
oben genannten Ziele erreichen will;

Die Landesregierung hat seit 2012 in einem abgestuften Prozess und mit Unter-
stützung des Beirats der Landesregierung für nachhaltige Entwicklung Herausfor-
derungen, Leitsätze, Ziele und Maßnahmen entwickelt, die in den Nachhaltig-
keitsberichten 2014 der Ministerien Anfang 2015 veröffentlicht wurden. Dabei
wurden nicht alle politischen Ziele in den Blick genommen, sondern die Ziele
herausgestellt, denen besondere Priorität in Bezug auf Nachhaltigkeit zukommt.
Das Umweltministerium hat neun Ziele formuliert und dargelegt, mit welchen
Maßnahmen diese umgesetzt werden sollen:

1) Reduktion der Treibhausgasemissionen aus Baden-Württemberg bis zum Jahr
2020 um 25 % gegenüber dem Stand von 1990

    Ein weiterer ungebremster Anstieg der Treibhausgasemissionen würde zu einer
stärkeren Erwärmung führen und damit weitere Extremwetterereignisse und
abschmelzende Gletscher nach sich ziehen. Deshalb hat der Landtag am 17. Ju-
li 2013 das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes in Baden-Württemberg
(KSG BW) beschlossen, das am 31. Juli 2013 in Kraft getreten ist. Bis 2020
sollen die Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um 22 Mio. auf rund 
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67 Mio. Tonnen reduziert werden. Dazu werden derzeit 108 Maßnahmen des
Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzepts (IEKK) umgesetzt. Außerdem
werden die Zielerreichung und die Umsetzung der Maßnahmen durch regel-
mäßige Monitoringberichte überprüft (vgl. hierzu Ziffer 3.1). 

2) Reduzierung des Energieverbrauchs für Strom, Wärme und Kraftstoffe in Ba-
den-Württemberg bis 2020 um 16 % gegenüber 2010

    Das langfristige Ziel, nahezu vollständig auf erneuerbare Energien umzustei-
gen, wird nur dann erreicht, wenn wesentlich weniger Energie verbraucht wird
als heute. Im IEKK sind deshalb Maßnahmen vorgesehen, die im Bereich
Strom, Wärme und Verkehr die Reduktion des Energieverbrauchs und die Stei-
gerung der Energieeffizienz zum Ziel haben. So wird beispielsweise die neutra-
le und unabhängige Energieberatung für Haushalte ausgebaut und die Energie-
beratung für Unternehmen gestärkt und vernetzt. Die konkreten Maßnahmen in
den verschiedenen Sektoren sind im IEKK aufgeführt, eine vollständige Auflis -
tung aller Maßnahmen findet sich im Anhang des IEKK. Das IEKK kann her-
untergeladen werden unter http://um.baden-wuerttemberg.de/de/klima/klima-
schutz/integriertes-energie-und-klimaschutzkonzept-iekk/.

    Gemäß § 9 Klimaschutzgesetz ist ein regelmäßiges Monitoring des IEKK vor-
gesehen. Der Monitoring-Kurzbericht 2014 wurde als erster Bericht im März
2015 veröffentlicht. Er kann unter https://um.baden-wuerttemberg.de/de/pres-
se-service/publikation/did/erster-monitoring-kurzbericht-2014/?tx_rsmbwpub -
lications_pi1%5Bministries%5D=4 heruntergeladen werden.

3) Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergiebedarf für Strom,
Wärme und Kraftstoffe in Baden-Württemberg bis 2020 auf 25 %

    Um erhebliche Risiken bei der Energieerzeugung für künftige Generationen zu
vermeiden, soll auf eine nachhaltige, umweltfreundliche und klimaverträgliche
Energieerzeugung umgestiegen werden. In Folge des Atomausstiegs müssen
dabei in wenigen Jahren neue Energieerzeugungskapazitäten geschaffen wer-
den, die dem Ziel eines klimafreundlichen Energiesystems gerecht werden. 

    In der Umsetzung geht es hier wiederum um die Realisierung der im IEKK
hierfür vorgesehenen Maßnahmen. So wurde bereits eine landesweite Poten -
zialanalyse zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Baden-Württemberg
durchgeführt. Auch der Einsatz von erneuerbaren Energien im Gebäudebereich
soll vorangebracht werden. Außerdem setzt sich die Landesregierung für Rah-
menbedingungen ein, die den Ausbau erneuerbarer Energien unterstützen.

4) Begrenzung der unvermeidbaren Auswirkungen des Klimawandels durch vor-
sorgende Anpassungsmaßnahmen im Rahmen einer landesweiten Anpassungs-
strategie (§ 4 Abs. 2 KSG BW)

    In Baden-Württemberg stiegen die Jahresmitteltemperaturen seit 1901 um 
1° C. Es zeigen sich erste Veränderungen in der Umwelt und Natur des Landes.
Die zunehmende Trockenheit kann Wälder bedrohen und zu Ernteausfällen in
der Landwirtschaft führen. Die Bevölkerung unterliegt starken gesundheit -
lichen Beeinträchtigungen durch Hitze. Niedrigwasserlagen in Gewässern kön-
nen u. a. Auswirkungen auf die Schifffahrt und die Bereitstellung von Wasser
für Kühlprozesse sowie auf die aquatische Biozönose haben. Deshalb hat der
Ministerrat am 28. Juli 2015 eine Anpassungsstrategie an den Klimawandel
verabschiedet, in der Maßnahmen zur rechtzeitigen Anpassung an die neuen
Bedingungen beschrieben werden. Zudem wird ein Monitoring entwickelt und
hierüber alle drei Jahre berichtet.

5) Bis Ende 2015 sind Nachhaltigkeitskriterien als Fördervoraussetzung bei allen
Neubauten und Komplettmodernisierungen des kommunalen Hochbaus ver-
bindlich anzuwenden – bis 2020 wird dieses Ziel dann für grundsätzlich alle
Hochbauwerke angestrebt

    Im Zuge der Nachhaltigkeitsstrategie wurden im Jahr 2010 Kriterien für das
nachhaltige Bauen im kommunalen Hochbau entwickelt. Der aus 10 Kriterien
bestehende Katalog soll den Anwender dafür sensibilisieren, Nachhaltigkeits -
aspekte bei der Planung, Ausführung und Nutzung von Gebäuden zu betrachten
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(vgl. hierzu Ziffer 3. 2). Insbesondere sollen der Energie- und Ressourcenver-
brauch und die über den gesamten Lebenszyklus summierten Gebäudekosten
reduziert, gesundheits- und umweltverträgliche Baustoffe verwendet und be-
hagliche Nutzungsbedingungen geschaffen werden. 

6) Erhöhung der Recyclingquote für Siedlungsabfälle bis 2020 auf 68 %

    Baden-Württemberg hat sich in den letzten Jahren zu einer Verwertungsgesell-
schaft weiterentwickelt. Die Recyclingquote wird laufend erhöht. Neben der
Unterstützung der Bundesregierung beim Erlass des Bundeswertstoffgesetztes
soll die Sammlungsmenge für Abfälle aus der Biotonne von heute 42 auf 
60 kg/Einwohner durch eine flächendeckende Einführung der Biotonne in allen
Kreisen des Landes gesteigert werden. Hierzu sind ergänzende landesweite
Einzelprojekte geplant oder bereits in der Umsetzung, etwa die Plattform Bio-
abfall als Informationsplattform für innovative Bioabfallverwertung, eine Öf-
fentlichkeitskampagne oder die Studie zur Optimierung der Grünabfallverwer-
tung sowie Kongresse wie das einmal pro Jahr stattfindende BioabfallForum.
Zusätzlich wurde für eine vertiefte Fachberatung der Kreise bei der Landesan-
stalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz ein Kompetenzzentrum Bioab-
fall eingerichtet. Damit treibt das Umweltministerium die Ressourcennutzung
von Bioabfällen weiter voran und sichert wichtige biogene Rohstoffe.

7) Unterstützung des Ziels der bundesdeutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die
Rohstoffproduktivität gegenüber 1994 bis 2020 zu verdoppeln

    Der wachsende Wohlstand bringt einen weltweit steigenden Ressourcenver-
brauch mit sich. Deshalb gilt es, den Einsatz von Ressourcen zu optimieren und
das Wirtschaftswachstum vom Verbrauch natürlicher Rohstoffe zu entkoppeln.
Um dies zu erreichen, wurden mehrere Maßnahmen parallel gestartet:

    •    Am 27. Mai 2014 wurde die Akteursplattform „Ressourceneffizienz Baden-
Württemberg“ ins Leben gerufen, um die Weiterentwicklung und Präzisie-
rung der Landesstrategie Ressourceneffizienz zu unterstützen und Hand-
lungsempfehlungen zu erarbeiten. 

    •    Mit der „Initiative 100 Betriebe für Ressourceneffizienz“ werden bis 2015/
2016 bis zu 100 Unternehmen dokumentieren, wie sich erfolgreich Ressour-
ceneffizienzmaßnahmen umsetzen lassen.

    •    Der Ressourceneffizienz- und Kreislaufwirtschaftskongress dient als Aus-
tauschplattform und wird jährlich durchgeführt.

    •    Mit Informations- und Kommunikationsmaßnahmen soll die Ressourcen -
effizienz in Unternehmen direkt erhöht werden, etwa mit dem Internetange-
bot „Ressourceneffizienz in Baden-Württemberg“ oder dem Wettbewerb
„Ressourceneffiziente Technologien Baden-Württemberg – ReTech-BW“.

    Die Steigerung der Ressourceneffizienz ist zugleich Ausdruck einer nachhal -
tigen Kreislaufwirtschaft. Hierzu gehört auch die Nutzung der Abfälle als
Sekundär rohstoffquelle. Insbesondere Elektro- und Elektronikaltgeräte spielen
dabei eine zunehmende Rolle. Für diesen Abfallteilstrom müssen die jährlichen
Sammelmengen auf ca. 17 kg/Einwohner im Jahr 2019 in etwa verdoppelt wer-
den.

8) Hochwasserschutz und -vorsorge verbessern durch integriertes Hochwasserrisi-
komanagement aller Akteure einschließlich Fertigstellung von 50 % des Rück-
haltevolumens im Rahmen des integrierten Rhein-Programms (IRP) bis 2020

    In über 80 % der Kommunen in Baden-Württemberg befinden sich hochwas-
sergefährdete Siedlungs- und Industrieflächen. Ein Extremhochwasser könnte
allein am Neckar über 6 Mrd. Euro Schaden anrichten. Um die Hochwasserrisi-
ken nachhaltig zu mindern, wurden im Zuge der Umsetzung der europäischen
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie landesweit Maßnahmenberichte er-
stellt, die mit den jeweiligen Akteuren abgestimmte Maßnahmen aus verschie-
denen Handlungsfeldern enthalten. Auf Grundlage dieser Berichte werden zum
22. Dezember 2015 erstmals Hochwasserrisikomanagementpläne erstellt. Um
Akteure bei der Umsetzung der Maßnahmen zu unterstützen, werden zudem
zielgruppenspezifische Arbeitshilfen erstellt – wie etwa der Leitfaden zum
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hochwasserrisikobewussten Planen und Bauen oder Kompaktinformationen 
zur Eigenvorsorge für Privatpersonen oder zum Schutz von Kulturgütern. Da
aufgrund des Klimawandels mit einer Steigerung des Abflusses insbesondere
bei häufiger auftretenden Hochwassern zu rechnen ist, wird die Fertigstellung
der Rückhalteräume im Integrierten Rheinprogramm vorangetrieben. Drei von
13 Rückhalteräumen sind bereits fertiggestellt. Diese stellen rund 40 % des ins-
gesamt zu erstellenden Rückhaltevolumens zur Verfügung. Der Rückhalteraum
Rheinschanzinsel wird noch 2015, die Rückhalteräume Kulturwehr Breisach
und Abschnitt 1 des Rückhalteraums Weil-Breisach sollen bis 2020 fertigge-
stellt sein. 

9) Durchführung von jährlich zwei bis drei Sitzungen der Informationskommis -
sion an den Standorten GKN und KKP pro Standort zur regelmäßigen und
frühzeitigen Information der Bürger vor Ort

    Der Atomausstieg ist politischer und weitgehend gesellschaftlicher Konsens
und im Atomgesetz festgelegt. Die geordnete Beendigung des Betriebs sowie
eine sichere Stilllegung und ein sicherer Rückbau haben daher oberste Priorität
für die Landesregierung. Für einen erfolgreichen Atomausstieg ist die Akzep-
tanz der betroffenen Bevölkerung in der Umgebung der Kernkraftwerke von
zentraler Bedeutung. Die Schaffung von Akzeptanz ist deshalb ein wichtiges
Ziel in diesem Prozess. Um dem gerecht zu werden, wurden auf Beschluss des
Ministerrats vom 17. April 2012 für die Standorte der Kernkraftwerke Phi-
lippsburg und Neckarwestheim Informationskommissionen eingerichtet. Damit
sollen stärkere Transparenz hergestellt und mehr Informationen zur Sicherheit
von Kernkraftwerken für die Bevölkerung bereitgestellt werden. Die mindes -
tens halbjährlichen Sitzungen der Kommissionen sind öffentlich.

5. wie sie die Umsetzung der Ziele im Bereich nachhaltige Umwelt- und Energie-
politik in der Exekutive und den nachgeordneten Behörden initiiert, unterstützt
und für deren dauerhafte Implementierung als Querschnittsthema sorgt sowie
deren regelmäßige Evaluation sicherstellt;

Die Landesregierung ist sich ihrer Vorbildfunktion in Sachen Nachhaltigkeitsent-
wicklung bewusst. Sie hat sich u. a. deshalb zum Ziel gesetzt, die Landesverwal-
tung bis 2040 weitgehend klimaneutral zu organisieren (vgl. hierzu Ziffer 3).

Als Umsetzungsbaustein hierzu erfolgt im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie
in zwei Stufen die Öko-Auditierung der Landesverwaltung, die als Steuerungs-
und Evaluationsinstrument dient. Die Öko-Auditierung beinhaltet die Einführung
eines umfassenden, organisationsbezogenen Umwelt- und Energiemanagement -
sys tems und die Durchführung einer umwelt- und energiebezogenen Betriebsprü-
fung. Umweltleistung und Energieeffizienz können mit Hilfe gezielter Maßnah-
men kontinuierlich verbessert werden.

Zunächst wird ein Energiemanagement und darauf aufbauend ein Umweltmana-
gement eingeführt. Das Energiemanagement bildet einen geeigneten, schrittwei-
sen Einstieg hin zu einer Öko-Auditierung. Mit Hilfe der erzielbaren Reduzierun-
gen im Energieverbrauch kann zudem der CO2-Ausstoß gemindert und ein wirk-
samer Beitrag zur Energiewende geleistet werden.

Bis Ende 2013 verfügten sämtliche Landesministerien über ein zertifiziertes Ener-
giemanagement nach der DIN EN ISO 50 001 und damit über ein bedeutendes
Steuerungsinstrument zur Zielereichung einer weitgehend klimaneutralen Landes-
verwaltung. Baden-Württemberg ist das erste Bundesland, das dieses konsequente
Vorgehen gewählt hat und seine Vorbildfunktion hierdurch weiter ausbaut.

2015 wurde mit der Einführung eines Energiemanagements nach DIN EN ISO 50 001
in 10 Behörden und Landeseinrichtungen des nachgeordneten Verwaltungsbe-
reichs begonnen. Im Einzelnen nehmen an diesem Projekt teil: die Regierungsprä-
sidien Freiburg, Karlsruhe, Stuttgart und Tübingen, das Polizeipräsidium in Göp-
pingen, das Landgericht Karlsruhe, die Finanzschule Schwäbisch Gmünd, das
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung, das Staatliche Schulamt
Ludwigsburg sowie die Staatsgalerie Stuttgart. Bis zum Frühjahr 2016 sollen die
Energiemanagementsysteme eingeführt und die Zertifizierungen abgeschlossen
sein.
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Die zweite Stufe der Öko-Auditierung, die zusätzlich zum Energiemanagement
die Einführung von Umweltmanagementsystemen nach DIN EN ISO 14 001 be-
inhaltet, wurde im Dezember 2014 gestartet. An diesem Projekt nehmen das
Staatsministerium und die Ministerien für Kultus, Jugend und Sport, für Länd -
lichen Raum und Verbraucherschutz, für Verkehr und Infrastruktur sowie für
Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Weiteren auch die Staatsgalerie
Stuttgart teil. Der Projektabschluss ist für Ende 2015 vorgesehen. Das Umweltmi-
nisterium ist bereits seit 2002 EMAS-zertifiziert; darin sind auch die Anforderun-
gen der DIN EN ISO 14 001 enthalten.

Über die Umsetzung der Öko-Auditierung wird zukünftig in den Nachhaltigkeits-
berichten der Ministerien im Kapitel über das nachhaltige Handeln im Ressort be-
richtet werden.

Mit den eingeleiteten Maßnahmen verfolgt die Nachhaltigkeitsstrategie einen ge-
samtstrategischen Ansatz, der permanent evaluiert und verbessert wird. Das
schrittweise Vorgehen ermöglicht, dass die relevanten Umweltbereiche und The-
menfelder nacheinander und dadurch intensiver bearbeitet und zugleich weniger
Personal und Kosten gebunden werden. 

6. welche Chancen und Herausforderungen einer nachhaltigen Umwelt- und En-
ergiepolitik sie für die Bürgerschaft, Verbände, Kommunen und Wirtschaft
sieht und wie sie die Zivilgesellschaft an der Nachhaltigkeitsstrategie beteiligt;

Ein wichtiges Gremium, mit dem zivilgesellschaftliche Akteure in die Nachhal-
tigkeitsstrategie eingebunden sind, ist der Beirat der Landesregierung für nach-
haltige Entwicklung, der den Ministerpräsidenten und die Landesregierung berät.
Mitglieder der Landesregierung können sich in Fragen nachhaltiger Entwicklung
an den Nachhaltigkeitsbeirat wenden, umgekehrt können Beiratsmitglieder ihre
Anregungen und Fragen an die Landesregierung adressieren.

Der Ministerrat hat 39 Persönlichkeiten in den Beirat berufen: Vertreterinnen
und Vertreter aus allen Bereichen von Wirtschaft, Wissenschaft und Gesell-
schaft, darunter unter anderem die Spitzen von Verbänden und Institutionen der
Umwelt und Landwirtschaft, der Wirtschaft, der Gewerkschaften, der Kommu-
nen und Kirchen. Andere Beiratsmitglieder bringen ihre Kompetenzen u. a. in
den Be reichen Bildung, Jugend, Integration, Soziales, Entwicklungszusammen-
arbeit und Medien ein. Mittelstand und große Unternehmen sind durch Unter-
nehmerpersönlichkeiten im Beirat vertreten. Eine Reihe renommierter Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler u. a. aus den Bereichen Energie, Ressour-
cen, Bildung für nachhaltige Entwicklung oder Mobilität vervollständigt das
Gremium.

Der Beirat trifft sich zwei Mal im Jahr zu seinen Sitzungen. In Arbeitsgruppen
unter Federführung des jeweils zuständigen Ressorts werden ausgewählte The-
men zwischenzeitlich intensiver bearbeitet.

Der Nachhaltigkeitsbeirat hat seit seiner Berufung 2012 die Landesregierung im
Rahmen der stärkeren strategischen Ausrichtung der Nachhaltigkeitsstrategie in-
tensiv unterstützt. Er hat beispielsweise in Arbeitsgruppen die Erarbeitung von In-
dikatoren- und Zielesystemen begleitet, die in die Nachhaltigkeitsberichte der Res-
sorts sowie den Indikatorenbericht 2014 mündeten. Die Kompetenz des Beirats
wird nun erneut herangezogen, wenn es darum geht, Empfehlungen im Hinblick
auf die Fortschreibung der Nachhaltigkeitsberichte abzugeben.

Der Beirat setzt darüber hinaus wichtige Impulse bei der Entwicklung von Ak-
tionsprogrammen und anderen Maßnahmen, die im Rahmen der Nachhaltigkeits-
strategie von den Ressorts umgesetzt werden. Im Schwerpunkt „Energie und Kli-
ma“ beispielsweise hat eine Arbeitsgruppe drei Aktionsprogramme zur Energieef-
fizienz erarbeitet, die sich nun in Umsetzung durch das Umweltministerium be-
finden. Das Beispiel nachhaltiger Integrationspolitik zeigt, dass nicht nur der Bei-
rat wichtige Impulse setzt, sondern auch die Ressorts ihrerseits auf den Beirat zu-
gehen und um Unterstützung und Beratung bitten. So hat das Gremium nach Vor-
stellung des vorgesehenen Aktionsprogramms durch Ministerin Öney das Minis -
terium für Integration gebeten, das Aktionsprogramm im Rahmen der Nachhaltig-
keitsstrategie umzusetzen. 
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Im Beirat werden darüber hinaus aktuelle Fragen der Landespolitik unter Bezug-
nahme auf die nachhaltige Entwicklung Baden-Württembergs diskutiert, unter an-
derem zum Thema des nachhaltigen Wirtschaftens oder der Frage, welche Rolle
die Wissenschaft für eine nachhaltige Entwicklung spielt. 

Im Wissenschaftlichen Ausschuss sind die wissenschaftlichen Mitglieder des Bei-
rats vertreten. Seine Aufgabe ist es, im Auftrag des Beirats Gutachten zu erstellen
und Monitoringaufgaben zu übernehmen. Mit Unterstützung durch den Ausschuss
können Fragen nachhaltiger Entwicklung aus wissenschaftlicher Perspektive in
den Blick genommen und die Landesregierung so in spezifischen Fragen beraten
werden. Der Wissenschaftliche Ausschuss hat beispielsweise im Auftrag des Bei-
rats Empfehlungen zur Stärkung der Forschung zur Energiewende erarbeitet. 

Zivilgesellschaftliches Engagement für eine nachhaltige Entwicklung wird viel-
fach durch Ehrenamt und persönliches Engagement getragen. Ein erfolgreiches
Format, um das vielfältige Engagement der Zivilgesellschaft für eine nachhaltige
Entwicklung öffentlich sichtbar zu machen und zum Mitmachen und Nachahmen
anzuregen, sind die Nachhaltigkeitstage Baden-Württemberg. Unter dem Motto
„Zeichen setzeN!“ finden in ganz Baden-Württemberg bei hunderten von gesell-
schaftlichen Akteuren organisierte Veranstaltungen statt. Alle Aktionen verbindet
ein gemeinsames Ziel: Nachhaltigkeit soll für die Menschen in Baden-Württem-
berg erlebbar und verständlich gemacht werden. Gleichzeitig möchte die Landes-
regierung das zivilgesellschaftliche Engagement im Rahmen der Nachhaltigkeits-
tage würdigen.

Bei den Nachhaltigkeitstagen haben insbesondere zivilgesellschaftliche Akteure
wie Vereine, Initiativen, Kirchengemeinden, Verbände, aber auch Institutionen
zahlreiche Unternehmen und Schulen die Möglichkeit genutzt, eigene Aktionen
zum Thema Nachhaltigkeit zu organisieren oder eine Schwerpunktaktion aufzu-
greifen.

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft steht den Akteuren
bei der Planung und Vorbereitung ihrer Aktionen mit unterschiedlichen Materia -
lien und Serviceangeboten unterstützend zur Seite. Im Service-Bereich der Inter-
netseite der Nachhaltigkeitstage werden Informationen und Downloads (z. B. Pla-
katvorlagen, Logos und Pressetextvorlagen) zur Verfügung gestellt, die Akteure
können kostenlose Aktionspakete bestellen und Interessierte im Veranstaltungs-
kalender und in einer interaktiven Landkarte ermitteln, wer als Veranstalter mit
dabei ist und welche Aktionen man in der eigenen Region erleben kann. 

Die Nachhaltigkeitstage fanden, nach 2012 und 2014, am 12. und 13. Juni 2015
bereits zum dritten Mal statt. Dabei konnte die Anzahl der Aktionen in jedem
Veranstaltungsjahr gesteigert werden. Nach 480 Aktionen im Jahr 2014 wurde bei
den Nachhaltigkeitstagen 2015 die Rekordzahl von 870 Aktionen angemeldet. 

Die Nachhaltigkeitstage waren in diesem Jahr Teil der ersten Europäischen Nachhal-
tigkeitswoche. Alle in Baden-Württemberg angemeldeten Aktionen wurden auf die
Internetseite der Deutschen Aktionstage Nachhaltigkeit weitergeleitet. Baden-Würt-
temberg stellte in diesem Jahr mehr als zwei Drittel der 1.200 deutschen Aktionen.
Im Rahmen der Europäischen Nachhaltigkeitswoche wurden 4.000 Aktionen aus
insgesamt 29 Staaten angemeldet. Europaweit kam damit jede fünfte Aktion aus Ba-
den-Württemberg. Da Baden-Württemberg wesentlich auch zum Erfolg der Deut-
schen Aktionstage Nachhaltigkeit beigetragen hat, wurde vom Rat für nachhaltige
Entwicklung der Bundesregierung der Wunsch nach einer Inten sivierung der bisheri-
gen Zusammenarbeit an das Umweltministerium herangetragen.

Als Ergänzung zu den dezentral im Land stattfindenden Nachhaltigkeitstagen hat
sich eine gemeinsame Fachveranstaltung für geladene Gäste etabliert. Hierzu wer-
den, neben Experten aus Politik und Wissenschaft, die Akteure der Nachhaltig-
keitstage eingeladen. Die Akteure bekommen die Möglichkeit, sich mit ihren Pro-
jekten auf der Bühne und mit Informationsständen zu präsentieren, Projekte aus
anderen Themenfeldern der nachhaltigen Entwicklung kennenzulernen und sich
zu vernetzen. An der diesjährigen Abendveranstaltung in der Alten Kelter in Fell-
bach nahmen ca. 350 Personen teil.

Um das Engagement in der Zivilgesellschaft zu würdigen und weitere Aufmerk-
samkeit für die Nachhaltigkeitstage zu erzielen, hat der Umweltminister zehn
Veranstaltungen an den beiden Nachhaltigkeitstagen besucht.
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Nachhaltigkeit beginnt beim eigenen Handeln. Daher hat die Nachhaltigkeitsstra-
tegie Publikationen erarbeitet, die über reine Informationen hinausgehen und Bür-
gerinnen und Bürger zu nachhaltigem Handeln motivieren und sie dabei mit prak-
tischen Tipps unterstützen.

Anlässlich der Nachhaltigkeitstage 2014 ist beispielsweise das „PrimaKlima-
Kochbüchle“ entstanden. Es soll auf eine gesunde und nachhaltige Ernährung mit
CO2-sparenden Kochrezepten aufmerksam machen. Nach dem großen Erfolg des
„Kochbüchles“ wurde anlässlich der Nachhaltigkeitstage 2015 das „GenussN!-
Kochbüchle“ aufgelegt. Hier wird für jedes Hauptgericht nicht nur die Klima -
bilanz errechnet, sondern zudem zu fast allen Hauptgerichten ein Reste-Gericht
angeboten. Es enthält außerdem viele Zusatzinformationen u. a. zu fairem Handel,
Verwertung von Speiseresten, Foodsharing, richtig einkaufen, energiesparend 
kochen und lagern sowie Urban Gardening. Das „GenussN!-Kochbüchle“ ist,
nachdem die ersten Auflage auch durch die Nachhaltigkeitstage 2015 mit 30.000
Stück bereits nach wenigen Wochen vergriffen war, bereits in der zweiten Aufla-
ge erschienen.

Ebenfalls handlungsorientiert ist die Broschüre „Gutes von A bis N! – Nachhaltig
handeln leicht gemacht“. Sie gibt Impulse, wie sich Nachhaltigkeit ohne großen
Aufwand und Verzicht in den individuellen Alltag integrieren lässt. Themen sind
beispielsweise bedenkliche Inhaltsstoffe in Kosmetika, nachhaltige Geldanlagen
und Carsharing. Aktuell wird eine Neuauflage dieser Broschüre vorbereitet.

Die Publikationen der Nachhaltigkeitsstrategie werden für eigene Veranstaltun-
gen genutzt, aber auch für Messen und andere Veranstaltungen, um den Nach -
haltigkeitsgedanken in breite Bevölkerungsschichten zu tragen. So präsentierte
sich die Nachhaltigkeitsstrategie auf der Messe Fair Handeln, beim Kinder- und
Jugendfestival sowie beim Kirchentag in Stuttgart. Der Stand der Nachhaltig-
keitsstrategie enthält neben Informationen auch immer aktivierende Elemente, 
z. B. Siebdruck auf Stofftaschen selbst vorzunehmen oder Getränke herzustellen
mit einem durch ein Fahrrad angetriebenen Mixer.

Die Publikationen der Nachhaltigkeitsstrategie werden für thematisch passende
Veranstaltungen auch in größeren Stückzahlen Kommunen, Vereinen und Unter-
nehmen u. a. zur Verfügung gestellt. In kleinen Stückzahlen können die Bro-
schüren der Nachhaltigkeitsstrategie auf www.nachhaltigkeitsstrategie.de bestellt
oder heruntergeladen werden.

7. inwiefern sie aktuelle Entwicklungen auf europäischer, Bundes- und kommuna-
ler Ebene im Bereich Nachhaltigkeitspolitik sowie nachhaltiger Umwelt- und
Energiepolitik aufgreift und auf den entsprechenden Ebenen weiterbearbeitet;

Die Landesregierung hat sich von Beginn an aktiv auch an der Gestaltung der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes von Länderseite aus beteiligt und
bereits 2008 die Federführung für die Erarbeitung des Länderberichts zur Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie übernommen. Auf Anregung des Umweltministeri-
ums wurde sodann in Folge eine hochrangige Arbeitsgruppe auf Ebene der Staats-
kanzleien und dem Bundeskanzleramt eingerichtet, welche sich mit der gemein -
samen Vorgehensweise bei länderspezifischen Themen, wie der Durchgängigkeit
von Nachhaltigkeitsindikatoren/Zielen, der Öffentlichen Beschaffung, dem De-
mografischen Wandel sowie dem Flächenverbrauch, auseinandersetzte. Die Er-
gebnisse wurden in einem Bericht zusammengefasst, dessen Empfehlungen teil-
weise bis heute in Fachministerkonferenzen verfolgt werden.

Darüber hinaus hat die Landesregierung immer wieder Bundesratsinitiativen und
Initiativen in der Ministerpräsidentenkonferenz selbst gestartet oder sich an solchen
beteiligt, die vom Bund eine stärkere Verzahnung der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie mit den Aktivitäten der Länder einforderten, zuletzt im Juni 2012 sowie im
Februar 2015. Die Landesregierung hat aber auch den Bund unterstützt in seinem
Bemühen, eine Aktualisierung der Europaischen Nachhaltigkeitsstrategie von 2006
durch die Europaische Kommission zu erreichen.

In der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes achtet die Landesregie-
rung deshalb immer sehr stark darauf, dass trotz unterschiedlicher Zuständigkei-
ten und eigener Ziele in Bund und Ländern eine vertikale Durchgängigkeit er-
reicht wird. Gleichzeitig steht die Landesregierung ständig in regem Austausch
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mit den kommunalen Spitzenverbänden des Landes, um die Kompatibilität der
verschiedenen Aktivitäten auch hier sicherzustellen. 

So gleichen sich etwa die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie Baden-Württemberg
mit den relevanten Zielen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ab und finden
sich in geeigneter Form auch in den Empfehlungen zur Zielsetzung auf kommu-
naler Ebene, die mit der Kommunalen Initiative Nachhaltigkeit verfolgt werden
(vgl. hierzu Ziffer 9). Dasselbe Verfahren wurde bei der Festlegung der Indikato-
ren sowie der Rahmendaten für Nachhaltigkeitsberichte gewählt. 

Andere ausgewählte Initiativen wie die WIN-Charta stehen in einer direkten Ab-
leitung von internationalen Normen wie der Global Reporting Initiative (GRI)
oder dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex. Bürgerbeteiligungsmaßnahmen wie
die Nachhaltigkeitstage werden in den europäischen bzw. nationalen Kontext ge-
stellt. Um diesen ständigen Abgleich zu gewährleisten, veranstaltet die Landesre-
gierung jährliche Kongresse für die Kommunale Initiative Nachhaltigkeit und ist
führendes Mitglied des jährlichen Erfahrungsaustausches zwischen Bund und
Ländern. Hierdurch werden Schritte unternommen, um auch in horizontaler Rich-
tung eine Vergleichbarkeit der Aktivitäten zu erreichen. Nach Auffassung des
Rats für Nachhaltige Entwicklung der Bundesregierung nimmt Baden-Württem-
berg in der Nachhaltigkeitspolitik eine führende Stellung in Deutschland ein. 

Die Landesregierung hat sich deshalb auch bereit erklärt, eine wesentliche Rolle
bei der Fortschreibung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2016 zu überneh-
men, da auf nationaler und internationaler Ebene 2015 entscheidende Weichen für
die globale nachhaltige Entwicklung gestellt werden. Diese werden Baden-Würt-
temberg als exportorientiertes Industrieland erheblich berühren.

Im Jahr 2015 starten zum Einen die Arbeiten am nächsten Fortschrittsbericht zur
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, mit dem diese Strategie inhaltlich weiterent-
wickelt wird. Dies betrifft u. a. die derzeitigen Ziele und Indikatoren der Strategie. 

Hierzu wird ab Herbst 2015 in einem Dialogprozess die Weiterentwicklung der
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie diskutiert. Der Dialogprozess beginnt mit 
einer zentralen Auftaktkonferenz in Berlin am 29. Oktober 2015, im Anschluss
daran gibt es vier Regionalkonferenzen. Die Regionalkonferenz „Süd“ für die
Länder Bayern, Baden-Württemberg, Teile von Rheinland-Pfalz und Hessen wird
am 11. Dezember 2015 in Stuttgart stattfinden. 

Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie wird dabei ein wesentlicher Rahmen für
die Umsetzung der Post 2015-Agendaziele für nachhaltige Entwicklung sein, die
im September 2015 von den Vereinten Nationen als Sustainable Development
Goals (SDGs) beschlossen werden.

Zum anderen haben die Vereinten Nationen beschlossen, an die 2014 zu Ende ge-
gangene UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ mit einem fünfjähri-
gen Weltaktionsprogramm (WAP) anzuknüpfen. Dazu wurde von der UNESCO
eine Roadmap mit fünf Prioritäten sowie internationalen Zielen und Strategien
veröffentlicht. Darin werden Ziele formuliert, nach denen BNE stärker und breiter
aufgestellt und verankert, neue Wege zur Verstetigung und Intensivierung gegan-
gen sowie „Change Agents“ (Mitstreiter, die in ihrer Institution BNE vorantrei-
ben) eingebunden werden sollen. Die Nachhaltigkeitsstrategie Baden-Württem-
berg wird die Ziele und Prioritäten des WAP aufgreifen und das Thema BNE
schwerpunktmäßig in den verschiedenen Zielgruppen (vgl. hierzu Ziffer 3, 9 und
10) verankern. 

8. welche Erfahrungen sie mit der „Wirtschaftsinitiative WIN“ gemacht hat;

Die Wirtschaftsinitiative Nachhaltigkeit (WIN) besteht im Kern aus dem Initiativ-
kreis der Wirtschaftsinitiative, der WIN-Charta als freiwillige Selbstverpflichtung
zum nachhaltigen Wirtschaften, dem WIN-Forum als Plattform für weitere Inte -
ressenten und dem Netzwerk der teilnehmenden WIN-Charta-Unternehmen.

Die Entwicklung der WIN-Charta, einer freiwilligen Selbstverpflichtung zum
nachhaltigen Wirtschaften, geht auf den Initiativkreis der Wirtschaftsinitiative
Nachhaltigkeit (WIN) zurück. Dieser Kreis aus rund 30 Unternehmensvertreterin-
nen und -vertretern aus unterschiedlichsten Branchen und Größenklassen aus Ba-
den-Württemberg wird ergänzt durch Verbands- und Kammerrepräsentanten und
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tagt regelmäßig unter dem Vorsitz des Umweltministers. Der Initiativkreis ist ein
Austausch- und Diskussionsforum zwischen Wirtschaftvertretern und dem Um-
weltministerium. In konstruktiver und vertrauensvoller Atmosphäre werden um-
welt- und wirtschaftsrelevante Themen diskutiert und neue Instrumente auf den
Weg gebracht. So hat der Initiativkreis die Entwicklung eines Qualifizierungspro-
grammes für Ressourceneffizienzberatung im Handwerk angeregt, dies wurde
vom Umweltministerium aufgenommen. In der Folge wurde gemeinsam mit dem
Baden-Württembergischen Handwerkstag (BWHT) und der Akademie für Ingeni-
eure die Ausbildung für den Ressourcenscout konzipiert und gefördert. Der erste
Jahrgang mit 27 Ressourcenscouts wird im Herbst 2015 mit seiner Ausbildung
fertig und steht für eine effektive Ressourceneffizienzberatung im Handwerk zur
Verfügung. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis des Initiativkreises war die Entwicklung der
WIN-Charta.

In Kenntnis der bestehenden Nachhaltigkeitssysteme, wie der Global Reporting
Initiative (GRI) oder dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) des Rats für
Nachhaltige Entwicklung der Bundesregierung, wurde im Initiativkreis der WIN
der Bedarf eines auf diesen Systemen basierenden, aber speziell für KMU um-
setzbaren Qualitätsmerkmals Nachhaltigkeit herausgearbeitet. Das Qualitätsmerk-
mal soll dabei sowohl eine Beurteilungs- und Bewertungsfunktion als auch eine
Kommunikationsfunktion zur Nachhaltigkeit in Unternehmen erfüllen und über
eine regionale Landeskomponente verfügen. Wichtig war zudem, die kontinuier -
liche Verbesserung des Niveaus in Sachen nachhaltiges Wirtschaften für die teil-
nehmenden Unternehmen zu ermöglichen. Als Ergebnis ist gemeinsam mit dem
Initiativkreis der WIN die „WIN-Charta“ entstanden.

Seit dem Beginn der ersten Umwelt- und Nachhaltigkeitsberichte vor rund 30 Jah-
ren hat sich das Profil der Anwender erheblich verändert: Anfangs waren es vor al-
lem Großkonzerne, die ihr Nachhaltigkeitsengagement sichtbar machten. Heute
sind es immer öfter auch mittlere und kleine Unternehmen, die ihr Engagement im
nachhaltigen Wirtschaften dokumentieren, weiterentwickeln und kommunizieren
wollen. Neben der Finanzwelt oder den Kunden sind auch die eigenen Mitarbeiten-
den und viele weitere Anspruchsgruppen, von Kirchen- oder Sozialverbänden über
Umwelt- und Naturschutzverbände bis hin zu den Bürgern der Gemeinde, in der
das jeweilige Unternehmen agiert, interessiert am Nachhaltigkeitsengagement der
Unternehmen.

Der Berichterstattungstypus hat sich im Laufe der Jahre gewandelt: So sinkt seit
Jahren die Zahl der klassischen Umweltberichte, während die Anzahl der Nach-
haltigkeitsberichte, die auch soziale und ökonomische Indikatoren beleuchten,
steigt.

Neben der Internationalisierung und Globalisierung der Wirtschaft gibt es nicht
nur bei den Konsumenten, sondern auch bei den Produzenten eine spürbare Ten-
denz zur Regionalisierung. Dies passt in das Bild des Nachhaltigkeitsgedankens.
Schließlich bedeuten lange Lieferwege nicht nur einen erhöhten Ressourcenver-
brauch, sondern auch schwer nachvollziehbare, teilweise anonymisierte Produk -
tionswege, Lieferketten und vieles mehr. Unternehmen wirken aber nicht nur in-
ternational und global, sondern vor allem regional, am Ort ihrer Produktionsstätte.
Hier befindet sich auch der überwiegende Teil der Anspruchsgruppen, der soge-
nannten Stakeholder. 

Die WIN-Charta stellt eine freiwillige Verpflichtung zur Nachhaltigkeit dar und
soll für Unternehmen in Baden-Württemberg, die bereits über Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung oder über nationale oder internationale Zertifizierun¬gen verfügen,
Doppelungen vermeiden und gleichzeitig vor allem kleineren Unternehmen den
Einstieg in ein Qualitätsmerkmal Nachhaltigkeit ermöglichen. Die WIN-Charta
orientiert sich sowohl in den Kriterien als auch in den Indikatoren an den be -
stehenden Systemen wie dem GRI oder dem DNK. Die WIN-Charta steht nicht in
Konkurrenz zu diesen bestehenden Systemen, sondern will den Zugang zum
nachhaltigen Wirtschaften für die Unternehmen ermöglichen, für die aufgrund ih-
rer Größe oder dem eher regionalen unternehmerischen Handeln DNK oder GRI
zu groß erscheinen. Gleichzeitig enthält die WIN-Charta eine erkennbare Lan-
deskomponente, die ein baden-württembergisches Qualitätsmerkmal Nachhaltig-
keit glaubhaft rechtfertigt und von den bestehenden Systemen abhebt.
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Die WIN-Charta sieht für alle teilnehmenden Unternehmen eine im Umfang ver-
gleichbare Berichterstattung vor, macht aber einen Unterschied im Bereich der zu
verwendenden Indikatoren. Während ein kleiner Handwerksbetrieb aus Ermange-
lung zur Verfügung stehender Indikatoren eher qualitativ berichtet, muss ein mitt-
leres oder gar großes Unternehmen nach den Indikatoren der GRI Bericht erstat-
ten.

Die WIN-Charta des Landes Baden-Württemberg ist bislang bundesweit das ein-
zige Nachhaltigkeitsmanagementsystem speziell für kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU). Sie zeichnet sich durch gute Umsetzbarkeit, hohe Transparenz und
den besonderen Ansatz der Steigerung der Nachhaltigkeit vor Ort aus. Die WIN-
Charta besteht aus 12 Leitsätzen, die inhaltlich die Aspekte der Nachhaltigkeit
(Ökonomie, Ökologie und Soziales) abdecken, gemeinsame Grundwerte formu-
lieren und Orientierungspunkte für die Umsetzung im regionalen und lokalen
Kontext bieten. 

Durch die Unterzeichnung der WIN-Charta verpflichten sich Unternehmen öffent-
lich zu der in den Leitsätzen formulierten Werthaltung sowie den aus den Leit -
sätzen abgeleiteten Zielen. Ebenso benennen die Unternehmen bereits bei der Un-
terzeichnung der WIN-Charta ein baden-württembergisches WIN-Projekt aus ihrer
Region, das sie fördern wollen. Darüber hinaus erklären sich die Unterzeichner be-
reit, über die ergriffenen Maßnahmen in einem regelmäßigen Turnus in Form eines
standardisierten und damit vergleichbaren Berichtes schriftlich Rechenschaft abzu-
legen. Dies bietet den Unternehmen die Möglichkeit, ihr nachhaltiges Engagement
nach außen zu kommunizieren und so den steigenden Interessen am Nachhaltig-
keitsengagement der Unternehmen mit sichtbaren Taten nachzukommen. Alle Un-
terzeichner werden auf der WIN-Website gelistet und erhalten ein WIN-Charta-
Unterzeichnerlogo, mit dem sie ihre Nachhaltigkeitsanstrengungen öffentlichkeits-
wirksam kennzeichnen können.

Eine weitere Besonderheit der WIN-Charta ist die Prüfung der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung durch die Öffentlichkeit. Es entfällt ein aufwändiges und kostspieli-
ges Prüfungsverfahren durch eine Zertifizierungsstelle oder ähnliches. Stattdessen
müssen die Berichte aber veröffentlicht werden unter http://www.win-bw.com/win-
charta/win-charta-unternehmen.html und sind somit den Anspruchsgruppen jeder-
zeit verfügbar. Dadurch wird ein direkter Dialog zwischen Unternehmen und An-
spruchsgruppen befördert und der gewünschte Austausch ermöglicht. Die ersparten
Aufwendungen für ein aufwendiges Prüfverfahren, zum Beispiel durch eine externe
Prüfinstitution, fließen stattdessen direkt in ein in der WIN-Charta verpflichtend
vorgeschriebenes und zu quantifizierendes regionales WIN-Projekt. 

Insgesamt soll die WIN-Charta den Einstieg zum Nachhaltigen Wirtschaften er-
möglichen. Der zeitliche Ablauf der WIN-Charta sieht vor, dass ausgehend von
einem zu entwickelnden und abzustimmenden Zielkonzept und der anschließen-
den einjährigen Umsetzungsphase das Verfahren am Ende jeweils mit einem
Nachhaltigkeitsbericht abgeschlossen wird. Durch die in der Folge vorgesehene
Erneuerung der Verpflichtung kann ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess
angestoßen werden, der das Nachhaltigkeitsniveau von Runde zu Runde weiter
erhöht und beispielsweise auch in deutlich umfangreichere Berichterstattungen
wie die des DNK oder des GRI münden kann. Gleichzeitig sehen aber auch natio-
nal oder international agierende Großunternehmen, die bereits nach dem DNK
oder dem GRI Nachhaltigkeitsberichte erstellen, durch eine zusätzliche Unter-
zeichnung der WIN-Charta durchaus positive Effekte für ihre Betriebsstätten in
Baden-Württemberg. Lokale Standorte können so für die Mitarbeitenden und die
direkten Anspruchsgruppen im unmittelbaren Umfeld eine glaubhafte und um-
setzbare Nachhaltigkeitsberichterstattung aufbauen und Engagement in Sachen
Nachhaltigkeit sichtbar und kommunizierbar machen.

Seit der feierlichen Erstunterzeichnungen im Mai 2014 mit 38 unterzeichnenden
Unternehmen haben zwischenzeitlich 68 Unternehmen aus Baden-Württemberg
die WIN-Charta unterzeichnet und sind dabei, diese umzusetzen. Die unterzeich-
nenden Unternehmen kommen aus vielen Branchen (z. B. Maschinenbau, Auto-
mobil, Textil, Banken, Gastronomie, Gartenbau, Weinbau, Energieversorger,
Handwerk, Tourismus oder Chemie) und decken Größenordnungen vom Hand-
werksbetrieb mit wenigen Mitarbeitern bis zum Weltkonzern mit Sitz in Baden-
Württemberg (z. B. Daimler oder Bosch) ab.
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Die Erfahrungen nach dem ersten Jahr mit der WIN-Charta sind äußerst vielver-
sprechend. Die teilnehmenden Unternehmen bestätigen die gewünschten Effekte
einer Steigerung des Bewusstseins für nachhaltiges Wirtschaften bei den eigenen
Mitarbeitenden, der Unternehmensleitung und den Anspruchsgruppen und die
Möglichkeit, dies mit der WIN-Charta ernsthaft und glaubhaft im Unternehmen
zu etablieren und nach innen und außen zu kommunizieren.

Ziel ist es die Zahl der teilnehmenden Unternehmen noch deutlich auszuweiten
und die WIN-Charta weiter bekannt zu machen. Zudem soll den Unternehmen
weiterhin Unterstützung bei der Umsetzung der WIN-Charta angeboten werden.
Dazu ist daran gedacht, z. B. Handreichungen zu den einzelnen Leitsätzen zu ent-
wickeln, die anhand von guten Umsetzungsbeispielen zur Nachahmung oder eige-
nen Ideenentwicklung anregen sollen und so die Umsetzung der WIN-Charta be-
gleiten. 

Darüber hinaus soll die WIN in der baden-württembergischen Wirtschaft verste-
tigt werden. Dafür soll die gezielte Entwicklung eines Unterstützerkreises sorgen.
Bereits jetzt empfehlen überzeugte Anhänger (Botschafter der WIN-Charta) die
WIN-Charta oder begleiten etablierte Beraterinnen und Berater bei einigen Unter-
nehmen die Einführung oder Umsetzung der WIN-Charta im Unternehmen (Be-
gleiter der WIN-Charta). Sowohl die Begleiter als auch die Botschafter sollen in
eigenen Unterstützer-Workshops dazu befähigt werden, die WIN-Charta kompe-
tent zu vermitteln und so die Verbreitung zusätzlich zu verstetigen.

In jährlichen Workshops für die WIN-Charta werden Unternehmen die Umset-
zung und die Inhalte der WIN-Charta vermittelt und die Erfahrungen untereinan-
der ausgetauscht. Dieser Erfahrungsaustausch ermöglicht ein intensives Netz-
werk, das die teilnehmenden Unternehmen als besonders wertvoll beschreiben.
Über die Branchen und Größenklassen hinaus ist dadurch ein intensiver Lernef-
fekt durch den Austausch guter Lösungsideen im Bereich nachhaltiges Wirtschaf-
ten gewährleistet.

Im Rahmen von sogenannten WIN-Foren werden regional interessierte Unterneh-
men angesprochen. Die Geschäftsstelle der Nachhaltigkeitsstrategie des Umwelt-
ministeriums veranstaltet dafür gemeinsam mit regionalen Unternehmensnetz-
werken, Branchenvertretungen oder örtlichen WIN-Charta-Unternehmen in den
jeweiligen Regionen Informationsveranstaltungen. Dabei wird die WIN-Charta in
Theorie und Praxis vorgestellt und diskutiert und es werden neue Unternehmen
zur Mitwirkung angeregt.

Die Reihe „WIN-trifft …“ bringt die Wirtschaft mit weiteren Akteuren zusam-
men. So wurde mit „WIN-trifft Wissenschaft“ der Austausch zwischen EMAS-
zertifizierten Betrieben und Universitäten/Hochschulen befördert oder mit „WIN-
trifft Jugend“ bereits mehrfach interessierten Jugendlichen und Studenten Ein-
blick in Unternehmen mit geeigneten Diskussionsplattformen geboten.

9. welche Projekte und Maßnahmen sie im Bereich der „Kommunalen Initiative
Nachhaltigkeit“ angestoßen hat und welche Resonanz diese bei den Kommu-
nen finden;

Die Landesregierung unterstützt Kommunen, die sich eine nachhaltige Kommu-
nalentwicklung zum Ziel gesetzt haben. Dabei geht es um die Einführung strategi-
scher Instrumente, die die Beobachtung, Weiterentwicklung und Verstetigung der
kommunalen Nachhaltigkeitsaktivitäten sicherstellen. Die Initiative wird vom
Büro für kommunale Nachhaltigkeit der LUBW umgesetzt.

In verschiedenen Bereichen werden unterschiedliche Instrumente eingesetzt, die
wichtigsten sollen hier vorgestellt werden: 

1) Nachhaltigkeitsstart: Unterstützung von Kommunen beim Start in ein kommu-
nales Nachhaltigkeitsmanagement

    Zentrales Instrument eines strategischen Nachhaltigkeitsmanagements sind
Nach haltigkeitsberichte, die der Steuerung von Nachhaltigkeitsprozessen die-
nen. Deshalb wurde zur Auftaktveranstaltung der Kommunalen Initiative
Nachhaltigkeit am 13. März 2014 die Broschüre „N!-Berichte für Kommunen
– Leitfaden zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten in kleinen und mittle-
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ren Kommunen“ herausgegeben, die inzwischen in zweiter, überarbeiteter Auf-
lage verfügbar ist. Zur Vereinfachung der Arbeit in den Kommunen ist beglei-
tend zum Leitfaden ein elektronischer Musterbericht erschienen, der als Vorla-
ge genutzt werden kann. Im Oktober 2014 wurde ein erster Workshop zum
Umgang mit dem Musterbericht durchgeführt. Teilnehmende Kommunen le-
gen im Rahmen des Workshops einen eigenen Bericht an und fügen bereits In-
halte, insbesondere Schaubilder hinsichtlich der Indikatoren, ein. Leitfaden
und Musterbericht können aus dem Internet heruntergeladen werden unter
www.nachhaltigkeitsstrategie.de/informieren/zielgruppen/kommunen.html.

    Zwei Pilotprojekte wurden angestoßen, um die Verfügbarkeit von Indikatoren
in kleinen und mittleren Kommunen bzw. in größeren Städten zu erproben:

    a)  Im Rahmen des 2013 gestarteten Projekts „Nachhaltigkeitsberichterstattung
in kleinen und mittleren Kommunen“ wurden 33 Gemeinden durch die
Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen (HfWU) bei
der Erstellung eines ersten Nachhaltigkeitsberichts begleitet. Zur Versteti-
gung wird ab Herbst 2015 ein weiter Bericht erstellt. Die Berichte beziehen
neben ausgewählten Indikatoren auch Nachhaltigkeitsaktivitäten auf kom-
munaler Ebene ein. 

    b)  Aufbauend auf den Leitfaden „N!-Berichte für Kommunen“ wurde in sechs
Städten in Baden-Württemberg (Stuttgart, Mannheim, Freiburg, Esslingen,
Aalen und Lahr) das Modellprojekt „Kommunale Nachhaltigkeitsberichter-
stattung im Rahmen der kommunalen Entwicklungspolitik“ in den Jahren
2014 und 2015 vom Institut für interdisziplinäre Forschung (FEST) umge-
setzt. Hier ging es um die Frage, welche über den Leitfaden hinausgehenden
Leitsätze und Indikatoren für Städte relevant sein könnten. Daher wurden
bestehende Leitsätze, Ziele und Indikatoren einer nachhaltigen Entwicklung
erhoben, deren Zusammenspiel betrachtet und es wurden Vorschläge im
Hinblick auf lokal geeignete und aufeinander abgestimmte Leitsätze, Ziele
und Indikatoren formuliert.

    Zur Entwicklung kommunaler Leitsätze, Ziele und Indikatoren sowie deren
Abstimmung aufeinander können Kommunen eine Förderung in Anspruch neh-
men. 

    Ferner werden landesweite Fortbildungen zu Moderation und Prozessbeglei-
tung angeboten; sie dienen als Basis für die Durchführung und Begleitung von
Nachhaltigkeitsprozessen – auch mit Bürgerbeteiligung – durch die Kommu-
nen selbst. Hierzu haben seit Oktober 2014 drei Workshops stattgefunden, ein
weiterer ist für Oktober 2015 in Vorbereitung.

2) Nachhaltigkeitsverstetigung

    Das Umweltministerium hat im Frühjahr 2015 ein Pilotprojekt zur „Versteti-
gung von kommunalen Nachhaltigkeitsprozessen auf der Basis von N!-Berich-
ten“ in Kommunen gestartet. Hier sollen einerseits Gruppenschulungen, soge-
nannte Konvois, an denen mehrere Kommunen gemeinsam teilnehmen, ent-
wickelt und getestet, andererseits sollen Kommunen hin zur Einführung eines
Managementzirkels geführt werden. 

    Die teilnehmenden Kommunen erhalten zunächst begleitend zur Erstellung des
ersten Nachhaltigkeitsberichts als Bestandsaufnahme drei eintägige Schulungen:

    –   Workshop I: Aktivitäten und Leuchtturmprojekte im Nachhaltigkeitsbericht

    –   Workshop II: Integration von Indikatoren in den Nachhaltigkeitsbericht

    –   Workshop III: Prozessvorbereitung und Begleitung des Nachhaltigkeitspro-
zesses durch kommunale Mitarbeiter, Durchführung von Bürgerbeteiligungs-
verfahren

    Nach Fertigstellung des ersten Nachhaltigkeitsberichts wird unter Einbindung
der Bürgerschaft eine Nachhaltigkeitswerkstatt durchgeführt, um diesen ge-
meinsam zu analysieren und Empfehlungen für die Politik zu formulieren.
Hierauf auf bauend wird ein zweiter Bericht erstellt. 

    Dieser Prozess soll ein aktives Nachhaltigkeitsmanagement in der jeweiligen
Kommune in Gang setzen. Deshalb wird ein Managementzirkel eingeführt:
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Auf einen veröffentlichten Nachhaltigkeitsbericht folgt eine Nachhaltigkeits-
werkstatt unter Einbeziehung der Bürgerschaft, die Empfehlungscharakter hat.
Anschließend wird ein verwaltungsinterner Zieleprozess durchgeführt, bei dem
politisch gewollte Ziele festgelegt und Maßnahmen zur Zielerreichung – auf
der Basis der Empfehlungen aus der Bürgerschaft – formuliert werden. Ziele
und Maßnahmen werden mit dem Gemeinderat abgestimmt und damit politisch
legitimiert, bevor sie umgesetzt werden. In einem Turnus von zwei bis drei
Jahren wird jeweils ein neuer Nachhaltigkeitsbericht vorgelegt. Mit diesem
Vorgehen soll ein zielorientiertes Vorgehen ermöglicht und zugleich eine Ver-
stetigung nachhaltiger Kommunalentwicklung herbeigeführt werden.

    Das Projekt wird mit der Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-
Geislingen (HfWU) durchgeführt. Bis zu 50 Kommunen können sich für die
Teilnahme melden. Konvois entstehen immer wieder neu, sobald sich genü-
gend Kommunen zusammengefunden haben. Bisher konnten zwei Konvois ge-
startet werden, weitere Interessenten haben sich bereits zusammengefunden. 

3) Nachhaltigkeitsstrukturen

    Im Rahmen des Pilotprojekts „N!-Region FÜNF G“ wird die landesweit erste
Nachhaltigkeitsregion seit Sommer 2014 von der „Kommunalen Initiative
Nachhaltigkeit“ begleitet und gefördert. Die fünf Gemeinden Aldingen, Deiß-
lingen, Denkingen, Frittlingen und Wellendingen streben eine gemeinsame
nachhaltige Entwicklung an. 

    Im Sommer 2014 ist zunächst ein Konzept für die Einrichtung einer Nachhal-
tigkeitsregion erstellt worden. In einem zweiten Schritt wurden die Gemein-
deräte über das geplante Vorgehen informiert und es fanden zwei Vorberei-
tungsworkshops statt, in denen die Ziele, Aufgaben und Struktur der angestreb-
ten Nachhaltigkeitsregion besprochen wurden. Im Frühjahr erfolgte die Na-
mensfindung: „N!-Region FÜNF G – Verbund nachhaltiger Kommunen“. Zu-
gleich wurde mit der Erarbeitung eines gemeinsamen Klimaschutzkonzepts so-
wie der Erstellung von fünf Nachhaltigkeitsberichten für die einzelnen Ge-
meinden begonnen, die als Basis für einen gemeinsamen Nachhaltigkeitsbe-
richt der N!-Region FÜNF G dienen, der dann zusammen mit der Bürgerschaft
diskutiert werden soll. 

    Gemeinsam verfolgen die fünf Gemeinden das Ziel, möglichst zügig einen Ma-
nagementprozess auf der Basis des gemeinsamen Nachhaltigkeitsberichts in
Gang zu setzen. Hierauf aufbauend soll die nachhaltige Entwicklung der Re -
gion vorangetrieben werden. Am 26. Juni 2015 fand die Auftaktveranstaltung
der „N!-Region FÜNF G“ in Denkingen statt. Im Herbst sollen mögliche regio-
nale Vernetzungsstrukturen in Südbaden erörtert werden. 

4) Verwaltungsinterne Prozesse: Nachhaltige Beschaffung

    Kommunen können eine Vorbildfunktion auch im Bereich der nachhaltigen
Beschaffung wahrnehmen. 

    Hierzu ist im März 2014 der Leitfaden „Nachhaltige Beschaffung konkret“ er-
schienen sowie im Juli 2014 die fünf produktspezifischen Wegweiser zu den
Themen Arbeitskleidung, Papier, Reinigung, Sportbälle und Steine. Weitere
Wegweiser zu Büromaterialien, Ökostrom, Catering, Spielgeräten und Blumen
sind in Arbeit. Bezüglich geplanter Materialien zur Beschaffung von IT-Pro-
dukten erfolgt eine enge Abstimmung mit der Landesstrategie Green IT. 

    Das erfolgreiche Angebot an Workshops zu nachhaltiger Beschaffung wird in
Zusammenarbeit mit verschiedenen Bundesstellen ausgebaut. Im Juli 2014 und
2015 fanden erste Workshops statt, ein weiterer ist für Herbst 2015 geplant.

    Ferner gibt es Ansätze, mit Kommunen regionale Workshops anzubieten. Wei-
tere Informationsblätter und Arbeitspapiere zeigen Gemeinden Möglichkeiten
zum Einstieg in das Thema (z. B. durch nachhaltige Präsentkörbe) und zur Ko-
operation etwa mit Weltläden auf.

    Im Rahmen der Förderprogramme ECOfit und Umweltmanagement im Konvoi
fördert das Umweltministerium u. a. den Einstieg in ein Umweltmanagement.
Diese Programme können auch von Kommunen wahrgenommen werden.
(Nähere Informationen hierzu unter Frage 3).
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5) Nachhaltigkeitsaustausch und -vernetzung

    Den Kern für den Erfahrungsaustausch unter den Kommunen bilden die jähr -
lichen Tagungen der Kommunalen Initiative Nachhaltigkeit. Am 13. März
2014 hat die Auftaktveranstaltung mit 170 teilnehmenden Personen in Stuttgart
den Anfang gemacht. Mit ihr wurde die Initiative ins Leben gerufen. Im Mittel-
punkt standen kommunale Praxisbeispiele und Unterstützungsangebote des
Landes. Die zweite Jahrestagung fand am 19. März 2015 in Schwäbisch
Gmünd statt. Kurzberichte zur Umsetzung der Projekte und 13 Thementische
zu aktuellen Themen standen hier im Fokus. 

    Über das ganze Jahr hinweg wird zudem der Erfahrungsaustausch zu einzelnen
Themen in Workshops gepflegt. So wurde am 10. Dezember 2014 die Weiter-
entwicklung der Lokalen Agenda hin zu kommunalen Aktivitäten und der Ver-
antwortungsübernahme durch die Kommune in einem Workshop in Pforzheim
mit 26 Teilnehmern diskutiert. Weitere Workshops am 24. September 2015 in
Freiburg und im November 2015 in Stuttgart sind in Vorbereitung.

    Zur besseren Vernetzung wird seit März 2015 auf der LUBW-Homepage
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/247669/ ein „Nachhaltigkeits -
atlas“ angeboten. Hier werden im Bereich Nachhaltigkeit aktive Kommunen mit
Ihren Kompetenzen vorgestellt, damit ggf. noch am Anfang stehende Kommu-
nen schnell und einfach kommunale Ansprechpartner finden. Der Atlas erfasst
Aktivitäten mit Links zu Leitbildern, Nachhaltigkeitsberichten, Klimaschutz-
konzepten, nachhaltiger Beschaffung, Energiemanagement oder Bürgerbeteili-
gung. Ferner gibt es Links zu kommunalen Übersichten mit thematischen
Schwerpunkten (Fairtrade Towns, European Energy Award etc.). Grundlage
für den Nachhaltigkeitsatlas war eine Abfrage unter den 100 größeren Kommu-
nen (Stadtkreise und große Kreisstädte) Ende 2014 und Anfang 2015 mit einem
Rücklauf von über 50 %. Die Abfrage hat folgendes Ergebnis erbracht:

    a)  Nachhaltige Kommunalentwicklung

        • Über 90 % der antwortenden Kommunen besitzen Leitbilder und/oder
umfassende Stadt-/Gemeindeentwicklungskonzepte.

        • In knapp jeder zweiten Kommune kommen Indikatoren zum Einsatz.

        • Über drei Viertel der Kommunen verfügen über Klimaschutzkonzepte.

        • Als weitere Schwerpunktbereiche einer nachhaltigen Kommunalent-
wicklung werden von fast jeder zweiten Kommune die Themenfelder
Flächenmanagement und Fairer Handel/Eine Welt genannt.

        • Als herausragende Nachhaltigkeitsaktivitäten („Leuchtturmprojekte“)
nennen die Kommunen zu einem Drittel Projekte im Bereich Klima-
schutz und Energie.

        • Als häufigste Verfahren einer vielfältigen Bürgerbeteiligung kommen
Werkstattveranstaltungen zum Einsatz.

        • Zivilgesellschaftliche Kooperationspartner für eine nachhaltige Kom-
munalentwicklung kommen vor allem aus den Bereichen Umwelt- und
Naturschutz, Fairer Handel/Eine-Welt sowie Lokale Agenda 21. Sie
werden von etwa jeder dritten Kommune genannt.

    b)  Nachhaltigkeit in der Verwaltung

        • In über 80 % der Kommunen gibt es Beschlüsse, Dienstanweisungen
und Maßnahmen für eine nachhaltige Beschaffung nach ökologischen
und/oder sozialen Kriterien.

        • Knapp jede fünfte Kommune nennt Aktivitäten für Nachhaltigkeitsprü-
fungen bei kommunalen Vorhaben, nahezu alle bei Bauvorhaben bzw. 
-planungen.

        • In über 80 % der Kommunen besteht ein Umwelt- und Energiemanage-
ment in der Verwaltung, das sich ganz überwiegend auf ein kommunales
Energiemanagement konzentriert.

        • In jeder dritten Kommune ist Nachhaltigkeit durch entsprechende Maß-
nahmen als Querschnittsaufgabe in der Verwaltung verankert.
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        Zum letzten Punkt wurde eine vertiefende Nacherhebung in Kommunen
durch ein externes Büro durchgeführt. Die wichtigsten Ergebnisse werden in
Kürze als Arbeitspapier bzw. kurze Handreichung für Kommunen erschei-
nen.

10. inwiefern sie jüngere Menschen für das Thema Nachhaltigkeit sensibilisieren
will.

Nachhaltigkeit ist ein Zukunftsthema und daher gerade für junge Menschen von
großer Bedeutung. Im Rahmen der Jugendinitiative der Nachhaltigkeitsstrategie
werden junge Menschen zwischen 16 und 26 Jahren deshalb am Diskurs um
nachhaltige Entwicklung beteiligt, können eigene Projekte initiieren und sich im
Beirat der Landesregierung für nachhaltige Entwicklung sowie im Ministerium
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beratend einbringen.

Zentrale Elemente der Jugendinitiative sind 

–  der Jugendbeirat,

–  Veranstaltungen und Aktionen der Jugendinitiative, insbesondere der jährliche
Jugendkongress „Warten bringt nichts“,

–  die Internetseite www.wir-ernten-was-wir-saeen.de.

Jugendbeirat

Mit dem Jugendbeirat der Nachhaltigkeitsstrategie wurde im Jahr 2012 ein Gre-
mium an der Schnittstelle zwischen Jugendlichen und jungen Erwachsenen sowie
der politischen Ebene eingeführt. Ende 2012 wählte eine Jury aus knapp 100 Be-
werbungen eine vielfältige Gruppe aus 14 Jugendlichen und jungen Erwachsenen.
Um die junge Generation Baden-Württembergs möglichst realitätsnah abzubilden
und eine Vertretung aller Interessen zu gewährleisten, sind sowohl themenfremde
als auch bereits für das Thema der Nachhaltigkeit engagierte Jugendliche im Gre-
mium vertreten. Weiterhin wurde bei der Zusammensetzung des Jugendbeirats die
Herkunft der Beiratsmitglieder aus unterschiedlichen Landesteilen, aus dem länd-
lichen wie aus dem städtischen Raum sowie eine relativ gleichmäßige Besetzung
mit weiblichen und männlichen Kandidaten aus unterschiedlichen Altersgruppen
und Lebensabschnitten berücksichtigt.

Unter den Mitgliedern des Jugendbeirats kommt es alters- und situationsbedingt
zu gewissen Fluktuationen. Bei der Nachbesetzung im Juli 2014 wurde der Ju-
gendbeirat daher auf 18 Mitglieder erweitert. Für Winter 2015 ist eine weitere
Ausschreibung des Jugendbeirats geplant.

Die Mitglieder des Jugendbeirats treffen sich viermal im Jahr zu einer ein- bis
zweitägigen Vollversammlung, um über wichtige Projekte und Entscheidungen
zu diskutieren und abzustimmen. Die Planung, Organisation und Vorbereitung
der Veranstaltungen und Aktionen finden in projektabhängigen Arbeitsgruppen
statt, die von den Mitgliedern selbstständig organisiert werden.

Als Gremium, das die Interessen der jungen Generation Baden-Württembergs wi-
derspiegelt und auf politischer Ebene vertritt, hat sich der Jugendbeirat zwei Ziel-
schwerpunkte gesetzt. Der erste Punkt umfasst die Planung und Durchführung
von Projekten auf Peer-to-Peer-Ebene. Auf diese Weise möchte der Jugendbeirat
mit möglichst vielen Jugendlichen in Kontakt kommen, um vielfältige Meinungen
einzuholen und zu bündeln. Zudem dient der Erfahrungsaustausch zwischen den
Jugendlichen dem Auffinden neuer relevanter Themen im Bereich nachhaltige
Entwicklung. In Hinblick auf die Probleme kommender Generationen zielen die
Projekte des Jugendbeirats auf ein gemeinsames Gestalten der Zukunft. 

Durch seine Veranstaltungen möchte der Jugendbeirat das abstrakte Thema der
Nachhaltigkeit für alle Jugendlichen erlebbar und (be-)greifbar machen. Darüber
hinaus soll gezeigt werden, was jeder Einzelne in seinem Alltag verändern und
bewirken kann. Ziel ist auch, den Jugendlichen dadurch den Zweifel an ihrer
Selbstwirksamkeit zu nehmen und sie zu ermutigen, selbst aktiv zu werden und
sich zu beteiligen.

Neben der Bündelung der Interessen der jungen Generation ist es Ziel des Jugend-
beirats, diese auch in die politische Ebene einzuspeisen. Hierzu entwickelt das
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Gremium auf Basis der Projektergebnisse eigene Strategiepapiere und politische
Forderungen, die schließlich ein Mitglied des Jugendbeirats in den Beirat der
Landesregierung für Nachhaltige Entwicklung einbringt und dort vertritt.

Durch die direkte Verbindung zur Geschäftsstelle der Nachhaltigkeitsstrategie im
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg und
einen Sitz im Beirat der Landesregierung für nachhaltige Entwicklung kann der
Jugendbeirat die Interessen der Jugendlichen in die Nachhaltigkeitsstrategie des
Landes einbringen. 

Veranstaltungen und Aktionen der Jugendinitiative

Zentrale Veranstaltung der Jugendinitiative ist der Jugendkongress „Warten
bringt nichts“. Der erste Jugendkongress fand im Oktober 2013 in den Wagenhal-
len in Stuttgart statt. Es folgten die Jugendkongresse 2014 in Esslingen und 2015
in Stuttgart-Bad Cannstatt mit jeweils ca. 150 Teilnehmern. Das Konzept für den
Jugendkongress wurde dabei kontinuierlich weiterentwickelt. 

Ziel des Kongresses ist die kritische Auseinandersetzung Jugendlicher und junger
Erwachsener mit aktuellen Themen der nachhaltigen Entwicklung. Im Rahmen
von Workshops wurden daher Zukunftsfragen diskutiert und verschiedene Lö-
sungsansätze aufgezeigt. Es sollten praxisnahe Handlungsempfehlungen bzw. Ak-
tionspläne für unterschiedliche Adressaten gemeinsam entwickelt werden, die
diese dann künftig tatsächlich praktizieren und in ihr Umfeld hinein tragen soll-
ten. In diesem Jahr wurden sieben Workshops zu den Themen: „Imkern“, „Was
macht gutes Brot aus?“, „Straßenzeitung Trott-war“, „Barrierefreiheit“, „Share
Economy“, „Nachhaltige Mobilität“ und „Energiewende“ abgehalten.

Der Jugendbeirat übernimmt beim Jugendkongress zentrale Aufgaben bei der
Vorbereitung (Planung und Durchführung der Werbemaßnahmen, Vorbereitung
des Programms) und Nachbearbeitung (Evaluation) sowie bei der Betreuung
während der Veranstaltung (Podiumsdiskussion, Workshop-Betreuung).

Weitere Veranstaltungen und Aktionen der Jugendinitiative (Auswahl):

–  Fotoaktion „Was mir morgen wichtig ist“: Passanten in Freiburg, Heidelberg
und Ulm wurden 2013 mit ihren Antworten fotografiert. Die Aktion war Ein-
stieg für Gespräche über nachhaltiges Handeln zwischen den Jugendbeiräten
und Bürgerinnen und Bürgern.

–  „WIN-trifft Jugend“: Um den Austausch zwischen den Jugendlichen und im
Bereich Nachhaltigkeit engagierten Unternehmen zu fördern, wurde die Veran-
staltungsreihe „WIN-trifft Jugend“ ins Leben gerufen. Hierbei besuchen Ju-
gendbeiräte und interessierte Jugendliche WIN-Initiativkreis-Mitglieder. 

–  „Schnippeldisko“ bei den Nachhaltigkeitstagen 2014 auf dem Stuttgarter
Schlossplatz: Ziel dieser Aktion war, auf die regionale Vielfalt und Wertigkeit
regional erzeugter Lebensmittel aufmerksam zu machen. Auf Höfen und in
Gärtnereien wurde nicht marktfähiges Gemüse geerntet, auf dem Schlossplatz
zubereitet und an die Passanten verteilt.

–  Windradbau-Workshop: Gemeinsam mit Crossing Borders Stuttgart e. V. und
der NAJU Eutingen wurde ein zehn Meter hohes Windrad gebaut. Mit dem
hiermit produzierten klimafreundlichen Strom werden eine öffentliche Pedelec-
und eine USB-Ladestation betrieben. Nach Orkan-Schäden wurde das Windrad
im April 2015 gemeinsam repariert.

–  „Mitmachmarkt Lebensmittel“: Gemeinsam mit Slow Food Deutschland e. V.
und vielen weiteren lokalen Initiativen wurden Passanten auf dem Stuttgarter
Schlossplatz im Rahmen der Nachhaltigkeitstage 2015 an vielen Aktionsstän-
den über einen bewussten Umgang mit Lebensmitteln informiert.

Internetseite www.wir-ernten-was-wir-saeen.de

Die Internetseite der Jugendinitiative dient als Informations-, Vernetzungs- und
Austauschplattform. Das Portal möchte junge Menschen für Nachhaltigkeitsthe-
men gewinnen und die vielfältigen Möglichkeiten nachhaltigen Handelns aufzei-
gen. Hier werden auch Positionspapiere des Jugendbeirats beispielsweise zu den
Themen Konsum und Mobilität veröffentlicht.
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Im „Nachhaltigkeitsratgeber“ wird an konkreten Beispielen wie fairer Mode oder
dem Umgang mit Lebensmitteln aufgezeigt, wie sich nachhaltiges Handeln im
Alltag umsetzen lässt. Veranstaltungen und Aktionen der Jugendinitiative werden
hier nachbereitet und dokumentiert. Aus Aktionen wie dem „Mitmachmarkt Le-
bensmittel“ entstand beispielsweise eine Anleitung für den Bau eines Gemüse-
Hochbeets. 

Interessante Gruppen aus Baden-Württemberg, die sich rund um die Themen Um-
welt und Soziales engagieren, werden in der Rubrik Initiativen vorgestellt. Außer-
dem enthält das Internetangebot Informationen über Veranstaltungen sowie zu
Studium und Ausbildung aus dem Bereich Nachhaltigkeit.

Seit 2013 hat die Jugendinitiative einen eigenen Facebook-Auftritt, um sich über
gemeinsame Projekte und Kooperationen mit Organisierten weiter zu vernetzen.

In Vertretung

Meinel

Ministerialdirektor
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